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Wasserthaleben

Die Blütezeit des Postkartenwesens in Deutschland war von ca. 1890 bis
zum Ende des ersten Weltkrieges.
Bis ca. 1905/6 war das Schreiben von Grußworten nur auf der Vorderseite
der Karte gestattet, wogegen auf der Rückseite nur die Adresse stand.

Historische Postkarten sind auch von heimat-
geschichtlichem Interesse, da sie oft die einzigen
Bildzeugen aus der Baugeschichte eines Ortes
um die Jahrhundertwende sind.
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Amtlicher Teil
Die nachgenannten Beschlüsse aus den öffentlichen Teilen der Stadt-
und Gemeinderatssitzungen liegen im Hauptamt zur Einsichtnahme aus.

VG Greußen

Wichtige Information!
Nächster Erscheinungstermin des Amtsblattes:

Do., 02.04.2009 Redaktionsschluß: Fr., der 27.03.2009

gez.: Ehrhardt/ Gemeinschaftsvorsitzender

Verwaltungsgemeinschaft Greußen          Bitte an  diese

ORDNUNGSAMT           Anschrift zurücksenden

Einwohnermeldeamt
Bahnhofstraße 13 a
99718 Greußen/ Thür

Amtliche Bekanntmachung!

Widerspruch
gegen die Weitergabe der Daten an Parteien und Wählergruppen

  Familienname, Vorname Geburtsdatum

  Anschrift

Hinweise

Das Thüringer Meldegesetz (ThürMeldeG) sieht in § 32 Abs 1
und 4 vor, dass die Meldebehörde  in den sechs der Wahl vor-
ausgehenden Monaten Auskunft an Parteien, Wählergruppen
und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang
mit allgemeinen Wahlen  und Abstimmungen geben darf.

Das betrifft die Daten: Vor- Familienname, Doktorgrad und An-
schrift

Sie können dieser Datenübermittlung ohne weitere Begründung
widersprechen.

Datum Unterschrift

Stadt Greußen/Grüningen

Bekanntmachung zur Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen !
A. Wahl der Stadtratsmitglieder
1. In der Stadt Greußen sind am 07.06.2009 16 Stadtratsmitglieder zu

wählen.
Zum Stadtratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und
2 ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen, die die Staatsangehö-
rigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besit-
zen, sind wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in der
Stadt haben; der Aufenthalt in der Stadt wird vermutet, wenn die Per-
son in der Stadt gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Haupt-
wohnung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12
ThürKWG).
(Zum Gemeinderatsmitglied sind Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen,
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deut-
sche (§ 1 Abs. 2 des Thüringer Kommunalwahlgesetzes – ThürKWG –.
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik
Deutschland: Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dä-
nemark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Republik,
Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik,
Republik Lettland, Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Re-
publik Malta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repu-
blik Polen, Portugiesische Republik , Rumänien, Königreich Schwe-
den, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien,
Tschechische Republik, Republik Ungarn, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland sowie Republik Zypern.)
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder
in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Stadtratsmitglieder können Wahlvorschläge von Par-
teien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wähler-
gruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird
hiermit aufgefordert.
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag
einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 32 Bewerber enthalten.
Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nach-
namens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und
ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur
in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zu-
stimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen
und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als
Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hin-
zugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die
Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahl-
berechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunter-
zeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu
bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlbe-
rechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter.
Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet,
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellver-
treter berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des
Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvor-
schlags gegenüber der Wahlleiterin abberufen und durch andere er-
setzt werden.

Amtliche Bekanntmachung!
Der Hauptausschuß der Stadt Greußen führte am 17.03.2009 sei-
ne 28. Sitzung (- nichtöffentlich- ) durch.
Folgende Tagesordnung wurde abgearbeitet:
1. Bestätigung der Niederschrift der 27. Sitzung
2. Haushaltsplan 2009
3. Entwurf Änderung Hundesteuersatzung
4. Vertragsänderung Wohnungsverwaltung
5. Sonstiges
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1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Mus-
ter der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-

werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor-

und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur
ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in
den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei wei-
teren Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt wer-
den. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur
Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die
Bewerber können auch durch eine Versammlung von Delegierten, die
von den wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vor-
genannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in
geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und
die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesen-
den ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung
gegenüber der Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl
sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt
ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung
vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung bewer-
benden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin ist
zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafge-
setzbuches.

3.  Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl unun-
terbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Stadt liegt, oder im Stadtrat der Stadt Greußen
vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu
tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt
werden wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 64 Unter-
schriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger ei-
nes gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Stadtrat vertreten
ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahl-
vorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche
Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie
Stadtratsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag
bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Stadt-
rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag
keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlags-
träger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thürin-
ger Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Stadt liegt, oder
im Stadtrat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unter-
zeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine
von der Wahlleiterin bei der Verwaltungsgemeinschaft Greußen bis zum
4. Mai 2009, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der Stadt mit
dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des

Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungs-
gemeinschaft Greußen von 9.00 Uhr bis.16.00 Uhr in 99718 Greußen,
Bahnhofstraße 13a, Zimmer 9 ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der
Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch be-
wirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs-
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem
Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass die Vorausset-
zungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungs-
liste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl
unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurück-
genommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung).
Sie muss spätestens am 4. Mai 2009, 18.00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber der
Wahlleiterin der Stadt erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zu-
stimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten
Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens am 24. April  2009 bis 18.00 Uhr einge-
reicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der Stadt
Greußen, Frau Christina  Michel, Thomas-Münzer-Siedlung Nr. 1, 99718
Greußen einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis
zum 24. April 2009 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklä-
rung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der üb-
rigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.
Die Erklärung von Listenverbindungen muss bis zum 4. Mai 2009 bis
18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der Wahlleiterin der Stadt erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht,
so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an et-
waige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmen-
häufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem
Fall so viele Stimmen, wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Stadt
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert,
festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müs-
sen spätestens bis 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum
gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod
oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die
in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in
gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 5.Mai 2009 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als
gültig zuzulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und
weiblicher Form.

B. Wahl des Ortsteilbürgermeisters
1. In dem Ortsteil Grüningen der Stadt Greußen wird am 7. Juni 2009 ein

Ortsteilbürgermeister als Ehrenbeamter der Stadt gewählt.
Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1
und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 21. Lebensjahr vollen-
det und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil
mit Ortsteilverfassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteil-
verfassung wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit
Ortsteilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Haupt-
wohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, die die
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen
Union besitzen, unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und
wählbar wie Deutsche.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder
in Sicherungsverwahrung befindet.
Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer
nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der
Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im
Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung in ein Beamten-
verhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen
nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters
hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem Wahlleiter der Gemein-
de eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als haupt-
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amtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssi-
cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser
Einrichtungen zusammengearbeitet hat; er muss ferner erklären, dass
er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte insbesondere beim
Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für
die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR ein-
verstanden ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamten-
verhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen
nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen wird hiermit aufgefordert.
Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur
einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf
und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3
ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvor-
schlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schrift-
lich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei oder
Wählergruppe ist.
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen
und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als
Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hin-
zugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die
Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen
die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewer-
ber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvor-
schlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahl-
ausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu
bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlbe-
rechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter.
Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet,
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellver-
treter berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des
Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvor-
schlags gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch
andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Mus-
ter der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des
    Bewerbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines StelIvertreters,
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres
    Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.
Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage bei-
zufügen:
Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur
ThürKWO, dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt ist, dass er der Aufnahme in dem Wahl-
vorschlag zustimmt sowie die Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs.
3 Satz 3 ThürKWG.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der
Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als
Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die An-
schrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und Nachnamens,
des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschriften von mindestens
fünfmal soviel Wahlberechtigten tragen, wie weitere Mitglieder des Orts-
teilrats zu wählen sind, insgesamt 30 Unterschriften. Bewirbt sich der
bisherige Bürgermeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungs-
unterschriften erforderlich.
Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage beizufügen:
Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der Anlage 6a
zur ThürKWO, dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahl-
vorschlag als Bewerber aufgestellt ist sowie die Erklärung nach § 24
Abs. 3 Satz 3 ThürKWG.

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber
muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt wer-
den. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur
Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der
Bewerber kann auch durch eine Versammlung von Delegierten, die
von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberech-

tigten Angehörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten
Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-
heimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort
und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben
der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versamm-
lung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde an Eides statt zu versi-
chern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Der Wahllei-
ter der Gemeinde ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Ei-
des statt zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne
des § 156 des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl unun-
terbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Stadt liegt oder im Stadtrat vertreten sind, müssen
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahl-
vorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von
viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt werden wie weitere Mit-
glieder des Ortsteilrats zu wählen sind (insgesamt 30 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger ei-
nes gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Stadtrat ver-
treten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvor-
schlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der
Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche
Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie
Stadtratsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag
bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Stadt-
rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag
keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlags-
träger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thürin-
ger Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Stadt liegt, oder
im Stadtrat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unter-
zeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine
von der Wahlleiterin bei der Verwaltungsgemeinschaft Greußen bis zum
4. Mai 2009, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der Stadt mit
dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungs-
gemeinschaft Greußen von 9.00 Uhr bis 16.00 Uhr in 99718 Greußen,
Bahnhofstraße 13 a, Zimmer 9 ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der
Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch be-
wirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs-
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem
Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass die Vorausset-
zungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind
Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl sowie Wahlbe-
rechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unter-
stützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für diesel-
be Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht
zurückgenommen werden.

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erfor-
derliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls
von der Wahlleiterin der Stadt mit einer Liste zur Leistung der noch
erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] verbunden und
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die
Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens am 24. April 2009 bis 18.00 Uhr einge-
reicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der Stadt Frau
Christina Michel, Thomas-Münzer Siedlung Nr. 1, 99718 Greußen ein-
zureichen.
Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 24. April 2009 bis
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten
des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des
Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers
zurückgenommen werden.
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5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so
wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durch-
geführt.

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von Wahlleiterin der Stadt
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Einzel-
bewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der
Wahlvorschläge müssen spätestens am 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr be-
hoben sein. Am 5. Mai 2009 tritt der Wahlausschuss der Stadt zusam-
men und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge den durch
das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahl-
ordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulas-
sen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl
nicht statt.

7. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und
weiblicher Form.

Gez.: Michel / Wahlleiterin

Stadt Clingen

Bekanntmachung zur Aufforderung zur Einreichung von
Wahlvorschlägen !
A. Wahl der Stadtratsmitglieder
1. In der Stadt Clingen sind am 07.06.2009 12 Stadtratsmitglieder zu wählen.

Zum Stadtratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und
2 ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen, die die Staatsangehö-
rigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besit-
zen, sind wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in der
Stadt haben; der Aufenthalt in der Stadt wird vermutet, wenn die Per-
son in der Stadt gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Haupt-
wohnung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12
ThürKWG).
(Zum Gemeinderatsmitglied sind Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen,
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deut-
sche (§ 1 Abs. 2 des Thüringer Kommunalwahlgesetzes – ThürKWG –.
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik
Deutschland:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Repu-
blik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Hellenische
Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Lett-
land, Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta,
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Por-
tugiesische Republik , Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slo-
wenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Re-
publik, Republik Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland sowie Republik Zypern.)
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder
in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Stadtratsmitglieder können Wahlvorschläge von Par-
teien im Sinne des Artikels 24 des Grundgesetzes oder von Wähler-
gruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird
hiermit aufgefordert.
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag
einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 16 Bewerber enthalten.
Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nach-
namens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und
ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur
in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zu-
stimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen
und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als
Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hin-
zugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die
Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahl-

berechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunter-
zeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu
bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlbe-
rechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter.
Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet,
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellver-
treter berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des
Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvor-
schlags gegenüber der Wahlleiterin abberufen und durch andere er-
setzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Mus-
ter der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres

Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur
ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in
den Wahlvorschlag zustimmen,
b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder
Wählergruppe durchzuführende Versammlung,
c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei
weiteren Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2
ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt wer-
den. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur
Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die
Bewerber können auch durch eine Versammlung von Delegierten, die
von den wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vor-
genannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in
geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und
die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesen-
den ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung
gegenüber der Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl
sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt
ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung
vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung bewer-
benden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin ist
zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafge-
setzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl unun-
terbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Stadt liegt, oder im Stadtrat der Stadt Clingen ver-
treten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-
tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tra-
gen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt
werden wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 48 Unter-
schriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Stadtrat vertreten ist,
benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags ne-
ben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unter-
stützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie
Stadtratsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag
bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Stadt-
rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten

Amtliche Bekanntmachung!
Beschlüsse der 48. Sitzung des Stadtrates der Stadt Clingen
 (- öffentlich - nichtöffentlich-) vom 12.03.2009
I. öffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 73/48/09
über die Bestellung einer Wahlleiterin sowie deren Stellvertreterin
für die Kommunalwahlen am 07.06.2009
II. nichtöffentlicher Teil - keine Beschlüsse -
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Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag
keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlags-
träger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thürin-
ger Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Stadt liegt, oder
im Stadtrat vertreten ist.

3.2  Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unter-
zeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine
von der Wahlleiterin bei der Verwaltungsgemeinschaft Greußen bis zum
4. Mai 2009, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der Stadt mit
dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungs-
gemeinschaft Greußen von 9.00 Uhr bis.16.00 Uhr in 99718 Greußen,
Bahnhofstraße 13a, Zimmer 9 ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der
Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch be-
wirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs-
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem
Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass die Vorausset-
zungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungs-
liste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl
unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurück-
genommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung).
Sie muss spätestens am 4. Mai 2009, 18.00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber der
Wahlleiterin der Stadt erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zu-
stimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten
Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens am 24. April  2009 bis 18.00 Uhr einge-
reicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der Stadt
Clingen, Frau Oda  Genschmar, Markt Nr. 5, 99718 Clingen einzurei-
chen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 24. April 2009
bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner
des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. Die Erklärung von
Listenverbindungen muss bis zum 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr ebenfalls
gegenüber der Wahlleiterin der Stadt erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht,
so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an et-
waige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmen-
häufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem
Fall so viele Stimmen, wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Stadt
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert,
festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müs-
sen spätestens bis 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum
gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod
oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die
in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in
gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 5.Mai 2009 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als
gültig zuzulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und
weiblicher Form.

Gez.: Genschmar / Wahlleiterin

Gemeinde Topfstedt

Ihre
Bürgerzeitung

der Verwaltungsgemeinschaft GREUSSEN
AAMMTTSSBBLLAATTTT

 Clingen Niederbösa

Greußen/Grüningen

Topfstedt
WestgreußenTrebra

Wasserthaleben

Einladung
zur 36. Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Topfstedt

– öffentlich  – nichtöffentlich –
Datum: 19.03.2009 Uhrzeit:  20.00 Uhr
Ort:  Saal der Gaststätte Obertopfstedt

Tagesordnung
öffentlicher Teil
1. Begrüßung
2. Bestätigung der Niederschrift der 35. Sitzung – öffentlicher Teil -
3. Informationen des Bürgermeisters
4. Informationen Stand Vorbereitung Wahl
5. Konjunkturpaket – Vorschläge zur Verwendung der Mittel des

Konjunkturpaketes II
6. Verschiedenes und Bürgerfragen
7. Verabschiedung der Bürger und Gäste
nichtöffentlicher Teil
8. Bestätigung der Niederschrift der 35. Sitzung – nichtöffentlich -
9. Verschiedenes
10. Schlußwort Halecker / Bürgermeister

Bekanntmachung zur Aufforderung zur Einreichung von
Wahlvorschlägen !
A. Wahl der Gemeinderatsmitglieder
1. In der Gemeinde Topfstedt sind am 07.06.2009 8 Gemeinderats-

mitglieder zu wählen.
Zum Gemeinderatsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§
1 und 2 ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen, die die Staatsan-
gehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union
besitzen, sind wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind
(§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in
der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet,
wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-
nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend
(§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
(Zum Gemeinderatsmitglied sind Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen,
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deut-
sche (§ 1 Abs. 2 des Thüringer Kommunalwahlgesetzes – ThürKWG –.
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik
Deutschland:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Repu-
blik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Hellenische
Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Lett-
land, Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta,
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Por-
tugiesische Republik , Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slo-
wenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische
Republik, Republik Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland sowie Republik Zypern.)
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder
in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvorschläge von
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wähler-
gruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird
hiermit aufgefordert.
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag
einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 16 Bewerber enthalten.
Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nach-
namens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und
ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur
in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zu-
stimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen
und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als
Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hin-
zugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die
Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahl-
berechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunter-
zeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu
bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlbe-



AMTSBLATT - 7 - Nr.05/09

rechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter.
Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet,
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertre-
ter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellver-
treter berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des
Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvor-
schlags gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere er-
setzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Mus-
ter der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-
werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres
Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur
ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in
den Wahlvorschlag zustimmen,
b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe
durchzuführende Versammlung,
c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei
weiteren Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten
Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt wer-
den. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur
Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die
Bewerber können auch durch eine Versammlung von Delegierten, die
von den wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vor-
genannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in
geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und
die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesen-
den ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung
gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu versichern, dass
die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungs-
versammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Auf-
stellung bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Der
Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt
zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156
des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl unun-
terbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat der Gemein-
de Topfstedt vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten
unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind
(insgesamt 32 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger ei-
nes gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat ver-
treten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvor-
schlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der
Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätz-
liche Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtig-
ten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften,
wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Ge-
samtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben ge-
meinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn
einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzel-
nen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem
die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen

Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unter-
zeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine
vom Wahlleiter bei der Verwaltungsgemeinschaft Greußen bis zum 4.
Mai 2009, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit
dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungs-
gemeinschaft Greußen von 9.00 Uhr bis.16.00 Uhr in 99718 Greußen,
Bahnhofstraße 13a, Zimmer 9 ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der
Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch be-
wirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs-
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem
Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass die Vorausset-
zungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungs-
liste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl
unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurück-
genommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung).
Sie muss spätestens am 4. Mai 2009, 18.00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber dem
Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche
Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten
Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens am 24. April  2009 bis 18.00 Uhr einge-
reicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde
Topfstedt, Herrn Karl-Heinz Kämmerer, Dorfstraße Nr. 30, 99718
Topfstedt einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis
zum 24. April 2009 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklä-
rung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der üb-
rigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.
Die Erklärung von Listenverbindungen muss bis zum 4. Mai 2009 bis
18.00 Uhr ebenfalls gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht,
so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an et-
waige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmen-
häufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem
Fall so viele Stimmen, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Gemeinde
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert,
festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müs-
sen spätestens bis 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum
gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod
oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die
in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in
gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 5.Mai 2009 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als
gültig zuzulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und
weiblicher Form.

Gez.: Kämmerer/Wahlleiter

Einladung
zur 33. Gemeinderatssitzung der Gemeinde Wasserthaleben

– öffentlich  – nichtöffentlich –
Datum:  19.03.2009 Uhrzeit:  19.30 Uhr
Ort:  Sitzungsraum Gemeindeverwaltung

Tagesordnung
I. öffentlicher Teil
1. Begrüßung
2. Bestätigung der Niederschrift der 32. Sitzung – öffentlicher Teil -

Gemeinde Wasserthaleben



AMTSBLATT - 8 - Nr.05/09

3. Informationen des Bürgermeisters
4. Beschlußfassung über die Vergabe von Bauleistungen Feuer-

wehr – Malerarbeiten Fassade
5. Beschlußfassung über die Vergabe von Bauleistungen Feuer-

wehr – Fußbodenbeschichtung Fahrzeughalle
6. Beschlußfassung zu überplanmäßige Ausgaben Sanierung

Sanitärbereich Sportplatz
7. Verschiedenes und Bürgerfragen
8. Verabschiedung der Bürger und Gäste
II. nichtöffentlicher Teil
9. Bestätigung der Niederschrift der 32. Sitzung – nichtöffentlich -
10. Verschiedenes
11. Schlußwort Dießl/ Bürgermeister

Amtliche Bekanntmachung!
Haushaltssatzung

Haushaltssatzung der Gemeinde Wasserthaleben
(Landkreis: Kyffhäuserkreis) für das Haushaltsjahr 2009
Auf der Grundlage der §§ 50;54 und 55 ThürKO erläßt die Gemeinde fol-
gende Haushaltssatzung:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird
hiermit festgesetzt: er schließt im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen und
Ausgaben mit 416.000,00 €

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und
Ausgaben mit 52.700,00 €

ab.
§ 2

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen wird auf 0 € festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt wird auf 0 € festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden
wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer
a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe(A) 200 v.H.
b) für die Grundstücke (B) 300 v.H.

2.Gewerbesteuer 300 v.H.
§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben nach dem Haushaltsplan wird auf 66.000,- € festgesetzt.

§ 6
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2009 in Kraft.

Wasserthaleben, den 16.03.2009

(Siegel) Unterschrift
Bürgermeister

Die Haushaltssatzung liegt nebst Anlagen vom 20.03.2009 – 14.04.2009
zu den Sprechzeiten im Hauptamt der Verwaltungsgemeinschaft Greußen
für interessierte Bürger aus.

Gez.: Kämmerer/Hauptamtsleiter

Bekanntmachung zur Aufforderung zur Einreichung
von Wahlvorschlägen !

A. Wahl der Gemeinderatsmitglieder
1. In der Gemeinde Wasserthaleben sind am 07.06.2009 6 Gemeinderats-

mitglieder zu wählen.
Zum Gemeinderatsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1
und 2 ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen, die die Staatsange-
hörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besit-
zen, sind wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in der
Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn
die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist
die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1,
§ 12 ThürKWG).
(Zum Gemeinderatsmitglied sind Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen,
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deut-
sche (§ 1 Abs. 2 des Thüringer Kommunalwahlgesetzes – ThürKWG –.
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik
Deutschland:

Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Repu-
blik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Hellenische Re-
publik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Lettland,
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, König-
reich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portugie-
sische Republik , Rumänien, Königreich Schweden, Republik Sloweni-
en, Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Repub-
lik, Republik Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nord-
irland sowie Republik Zypern.)
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder
in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvorschläge von
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wähler-
gruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird
hiermit aufgefordert.
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag ein-
reichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 12 Bewerber enthalten; Die
Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nach-
namens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und
ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur
in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zu-
stimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen
und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als
Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hin-
zugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die
Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunter-
zeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu
bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlbe-
rechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter.
Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet,
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellver-
treter berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des
Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvor-
schlags gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere er-
setzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Mus-
ter der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-

werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor-

und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur

ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in
den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei wei-
teren Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt wer-
den. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur
Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die
Bewerber können auch durch eine Versammlung von Delegierten, die
von den wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vor-
genannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in
geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und
die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesen-
den ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung
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gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu versichern, dass
die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungs-
versammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Auf-
stellung bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Der
Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt
zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156
des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununter-
brochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat der Gemein-
de Wasserthaleben vertreten sind, müssen neben den Unterschriften
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberech-
tigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind
(insgesamt 24 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat vertre-
ten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unter-
stützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvor-
schlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn
dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit
im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen
Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der
beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die
Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewer-
ber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine
vom Wahlleiter bei der Verwaltungsgemeinschaft Greußen bis zum 4.
Mai 2009, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der Gemeinde
mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung
des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungs-
gemeinschaft Greußen von 9.00 Uhr bis.16.00 Uhr in 99718 Greußen,
Bahnhofstraße 13a, Zimmer 9 ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der
Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch be-
wirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs-
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und
eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie
vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungs-
schein an Eides statt zu versichern, dass die Voraussetzungen für die
Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungs-
liste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl
unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückge-
nommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung).
Sie muss spätestens am 4. Mai 2009, 18.00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber der
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftli-
che Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen betei-
ligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens am 24. April  2009 bis 18.00 Uhr einge-
reicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der Gemein-
de Wasserthaleben, Frau Nortrud Baumeyer, Hauptstraße Nr. 6, 99718
Wasserthaleben einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur
bis zum 24. April 2009 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche
Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der
übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen wer-
den. Die Erklärung von Listenverbindungen muss bis zum 4. Mai 2009
bis 18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht,
so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an

etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmen-
häufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem
Fall so viele Stimmen, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleitein der Ge-
meinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufge-
fordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge
müssen spätestens bis 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis
zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschlä-
ge insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod
oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die
in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in
gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 5.Mai 2009 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als
gültig zuzulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und
weiblicher Form.

Gez.: Baumeyer / Wahlleiterin

Bekanntmachung zur Aufforderung zur Einreichung von
Wahlvorschlägen !
A. Wahl der Gemeinderatsmitglieder
1. In der Gemeinde Westgreußen sind am 07.06.2009 6 Gemeinderats-

mitglieder zu wählen.
Zum Gemeinderatsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§
1 und 2 ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen, die die Staatsan-
gehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union
besitzen, sind wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind
(§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in
der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet,
wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-
nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend
(§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
(Zum Gemeinderatsmitglied sind Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen,
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deut-
sche (§ 1 Abs. 2 des Thüringer Kommunalwahlgesetzes – ThürKWG –.
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik
Deutschland:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Repu-
blik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Hellenische
Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Lett-
land, Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta,
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Por-
tugiesische Republik , Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slo-
wenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Re-
publik, Republik Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland sowie Republik Zypern.)
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder
in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvorschläge von
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wähler-
gruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird
hiermit aufgefordert.
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag
einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 12 Bewerber enthalten;
Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nach-
namens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und
ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur
in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zu-
stimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen
und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als
Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hin-
zugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die
Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahl-
berechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunter-
zeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu
bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlbe-
rechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter.
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Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet,
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellver-
treter berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des
Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvor-
schlags gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere er-
setzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Mus-
ter der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-
werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres
Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur
ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in
den Wahlvorschlag zustimmen,
b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe
durchzuführende Versammlung,
c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei
weiteren Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2
ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt wer-
den. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur
Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die
Bewerber können auch durch eine Versammlung von Delegierten, die
von den wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vor-
genannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in
geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und
die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesen-
den ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung
gegenüber der Gemeindewahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass
die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungs-
versammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Auf-
stellung bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Der
Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt
zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156
des Strafgesetzbuches.

3.  Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl unun-
terbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat der Gemein-
de Westgreußen vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten
unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind
(insgesamt 24 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger ei-
nes gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat ver-
treten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvor-
schlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der
Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätz-
liche Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtig-
ten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften,
wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Ge-
samtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben ge-
meinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn
einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzel-
nen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die
Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen

Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unter-
zeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine
von der Wahlleiterin bei der Verwaltungsgemeinschaft Greußen bis zum
4. Mai 2009, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der Gemeinde
mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung
des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der
Verwaltungsgemeinschaft Greußen von 9.00 Uhr bis.16.00 Uhr in 99718
Greußen, Bahnhofstraße 13a, Zimmer 9 ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der
Verwaltungsgemeinschaft /] aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch be-
wirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs-
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem
Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass die Vorausset-
zungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungs-
liste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl
unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurück-
genommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung).
Sie muss spätestens am 4. Mai 2009, 18.00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber der
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftli-
che Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen betei-
ligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens am 24. April  2009 bis 18.00 Uhr einge-
reicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der Gemein-
de Westgreußen, Frau Sabina Otto, Straße des Aufbaues Nr. 1, 99718
Westgreußen einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur
bis zum 24. April 2009 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche
Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit
der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen
werden. Die Erklärung von Listenverbindungen muss bis zum 4. Mai
2009 bis 18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der Wahlleiterin der Gemein-
de erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht,
so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an et-
waige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmen-
häufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem
Fall so viele Stimmen, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Ge-
meinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten auf-
gefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschlä-
ge müssen spätestens bis 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis
zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod
oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die
in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in
gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 5.Mai 2009 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als
gültig zuzulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und
weiblicher Form.

Gez.: Otto/Wahlleiterin

Gemeinde Trebra

Amtliche Bekanntmachung!
Beschlüsse der 27. Gemeinderatssitzung der Gemeinde Trebra
(– öffentlich – nichtöffentlich –) vom 10.03.2009
I. öffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 74/27/09
über die Bestellung einer Wahlleiterin sowie deren Stellvertreterin
für die Kommunalwahlen am 07.06.2009
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Bekanntmachung zur Aufforderung zur Einreichung von
Wahlvorschlägen !
A.  Wahl der Gemeinderatsmitglieder
1. In der Gemeinde Trebra  sind am 07.06.2009 6 Gemeinderatsmitglieder

zu wählen.
Zum Gemeinderatsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§
1 und 2 ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen, die die Staatsan-
gehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union
besitzen, sind wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind
(§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in
der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet,
wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-
nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend
(§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
(Zum Gemeinderatsmitglied sind Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen,
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deut-
sche (§ 1 Abs. 2 des Thüringer Kommunalwahlgesetzes – ThürKWG –.
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik
Deutschland:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Repu-
blik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Hellenische
Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Lett-
land, Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta,
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Por-
tugiesische Republik , Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slo-
wenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Re-
publik, Republik Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland sowie Republik Zypern.)
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder
in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvorschläge von
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wähler-
gruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird
hiermit aufgefordert.
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag
einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 12 Bewerber enthalten;
Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nach-
namens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und
ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur
in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zu-
stimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen
und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als
Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hin-
zugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die
Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahl-
berechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunter-
zeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu
bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlbe-
rechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter.
Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet,
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellver-
treter berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des
Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvor-
schlags gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere er-
setzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Mus-
ter der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-
werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres
Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur

ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in
den Wahlvorschlag zustimmen,
b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe
durchzuführende Versammlung,
c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei
weiteren Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2
ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt wer-
den. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur
Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die
Bewerber können auch durch eine Versammlung von Delegierten, die
von den wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vor-
genannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in
geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und
die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesen-
den ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung
gegenüber der Gemeindewahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass
die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungs-
versammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Auf-
stellung bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Der
Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt
zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156
des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl unun-
terbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat der Gemein-
de Trebra vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten
unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind
(insgesamt 24 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger ei-
nes gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat ver-
treten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvor-
schlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der
Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzli-
che Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten
wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahl-
vorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften,
wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Ge-
samtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben ge-
meinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn
einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzel-
nen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die
Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unter-
zeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine
von der Wahlleiterin bei der Verwaltungsgemeinschaft Greußen bis zum
4. Mai 2009, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der Gemeinde
mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung
des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der
Verwaltungsgemeinschaft Greußen von 9.00 Uhr bis.16.00 Uhr in 99718
Greußen, Bahnhofstraße 13a, Zimmer 9 ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der
Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch be-
wirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs-
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum

II. nichtöffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 75/27/09
zu Grundstücksangelegenheiten
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für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem
Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass die Vorausset-
zungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungs-
liste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl
unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurück-
genommen werden.

4.  Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung).
Sie muss spätestens am 4. Mai 2009, 18.00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber der
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftli-
che Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen betei-
ligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens am 24. April  2009 bis 18.00 Uhr einge-
reicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der Gemein-
de Niederbösa, Frau Margitta Ackermann, Mönchtor 5, 99718 Trebra
einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 24. April
2009 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Be-
auftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-
zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. Die Erklä-
rung von Listenverbindungen muss bis zum 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr
ebenfalls gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht,
so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an et-
waige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmen-
häufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem
Fall so viele Stimmen, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Ge-
meinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten auf-
gefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschlä-
ge müssen spätestens bis 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis
zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod
oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die
in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in
gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 5.Mai 2009 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als
gültig zuzulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und
weiblicher Form.

Gez.: Ackermann/Wahlleiterin

Gemeinde Niederbösa

Amtliche Bekanntmachung!
Haushaltssatzung

Haushaltssatzung der Gemeinde Niederbösa
(Landkreis: Kyffhäuserkreis) für das Haushaltsjahr 2009
Auf der Grundlage der §§ 50;54 und 55 ThürKO erläßt die Gemeinde fol-
gende Haushaltssatzung:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird
hiermit festgesetzt: er schließt im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen und
Ausgaben mit 133.200,00 €

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und
Ausgaben mit   21.000,00 €

ab.
§ 2

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen wird auf 0 € festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt wird auf 0 € festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden
wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer
a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe(A) 200 v.H.
b) für die Grundstücke (B) 300 v.H.

2.Gewerbesteuer 300 v.H.

§ 5
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben nach dem Haushaltsplan wird auf 21.000,- € festgesetzt.

§ 6
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2009 in Kraft.

Niederbösa, den 16.03.2009

(Siegel) Unterschrift
Bürgermeister

Die Haushaltssatzung liegt nebst Anlagen vom 20.03.2009 – 14.04.2009
zu den Sprechzeiten im Hauptamt der Verwaltungsgemeinschaft Greußen
für interessierte Bürger aus.

Gez.:Kämmerer/Hauptamtsleiter

Bekanntmachung zur Aufforderung zur Einreichung von
Wahlvorschlägen !
A.  Wahl der Gemeinderatsmitglieder
1. In der Gemeinde Niederbösa sind am 07.06.2009 6  Gemeinderats-

mitglieder zu wählen.
Zum Gemeinderatsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§
1 und 2 ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen, die die Staatsan-
gehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union
besitzen, sind wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind
(§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in
der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet,
wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-
nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend
(§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
(Zum Gemeinderatsmitglied sind Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen,
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deut-
sche (§ 1 Abs. 2 des Thüringer Kommunalwahlgesetzes – ThürKWG –.
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik
Deutschland:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Repu-
blik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Hellenische
Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Lett-
land, Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta,
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Por-
tugiesische Republik , Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slo-
wenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Re-
publik, Republik Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland sowie Republik Zypern.)
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder
in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvorschläge von
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wähler-
gruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird
hiermit aufgefordert.
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag
einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 12 Bewerber enthalten;
Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nach-
namens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und
ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur
in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zu-
stimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen
und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als
Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hin-
zugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die
Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahl-
berechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunter-
zeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu
bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlbe-
rechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter.
Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet,
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellver-
treter berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des
Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvor-
schlags gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere er-
setzt werden.
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1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Mus-
ter der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-
werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres
Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur
ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in
den Wahlvorschlag zustimmen,
b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe
durchzuführende Versammlung,
c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei
weiteren Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2
ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt wer-
den. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur
Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die
Bewerber können auch durch eine Versammlung von Delegierten, die
von den wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vor-
genannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in
geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und
die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesen-
den ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung
gegenüber der Gemeindewahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass
die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungs-
versammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Auf-
stellung bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Der
Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt
zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156
des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl unun-
terbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat der Gemein-
de Niederbösa vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten
unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind
(insgesamt 24 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger ei-
nes gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat ver-
treten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvor-
schlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der
Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzli-
che Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten
wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahl-
vorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften,
wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Ge-
samtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben ge-
meinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn
einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzel-
nen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die
Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unter-
zeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine
von der Wahlleiterin bei der Verwaltungsgemeinschaft Greußen bis zum
4. Mai 2009, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der Gemeinde

mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung
des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der
Verwaltungsgemeinschaft Greußen von 9.00 Uhr bis.16.00 Uhr in 99718
Greußen, Bahnhofstraße 13a, Zimmer 9 ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der
Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch be-
wirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs-
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem
Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass die Vorausset-
zungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungs-
liste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl
unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurück-
genommen werden.

4.  Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung).
Sie muss spätestens am 4. Mai 2009, 18.00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber der
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftli-
che Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen betei-
ligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens am 24. April  2009 bis 18.00 Uhr einge-
reicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der Gemein-
de Niederbösa, Frau Elke Oppermann, Dorfstraße Nr. 63, 99718
Niederbösa einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis
zum 24. April 2009 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklä-
rung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der üb-
rigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.
Die Erklärung von Listenverbindungen muss bis zum 4. Mai 2009 bis
18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht,
so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an et-
waige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmen-
häufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem
Fall so viele Stimmen, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Ge-
meinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten auf-
gefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschlä-
ge müssen spätestens bis 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis
zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod
oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die
in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in
gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 5.Mai 2009 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als
gültig zuzulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und
weiblicher Form.

Gez.: Oppermann/Wahlleiterin

Nichtamtlicher Teil
Aus den Ämtern

Hauptamt

Soziale Leistungen, Behindertenrecht

An Arbeitslosengeld II-Empfänger ausgezahlte
Eigenheimzulage ist nicht bedarfsmindernd zu
berücksichtigen
Arbeitslosengeld II muss nach Ansicht des Bundessozialgerichts
(BSG) auch an einen Hilfsbedürftigen ausgezahlt werden, der eine
an ihn ausgezahlte Eigenheimzulage i. H. v. 5 112 € direkt und
ohne vorherige Fremdfinanzierung zur Fertigstellung seines Eigen-
heims verwenden will. Auch in diesem Fall ist bei der Eigenheimzu-
lage von zweckgebundenem Einkommen auszugehen, das nicht
bedarfsmindernd anzurechnen sei.1
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Zum Sachverhalt
Ein Grundsicherungsträger hatte einem Arbeitslosen die Gewäh-
rung von Arbeitslosengeld (Alg) II versagt, weil er eine ihm gutge-
schriebene Eigenheimzulage i. H. v. 5 112 € für 2004 und 2005 zur
Bestreitung seines Lebensunterhalts einsetzen könne und müsse.
Bei der Eigenheimzulage handele es sich jedenfalls dann nicht um
»privilegiertes«, zweckbestimmtes Einkommen, wenn sie wie in
seinem Falle nicht an ein Kreditinstitut oder eine Bausparkasse
abgetreten oder in ähnlicher Weise in die Finanzierung eines Ei-
genheims eingebunden und somit frei verfügbar sei.
Eigenheimzulage ist bei bestimmungsgemäßer Verwendung
nicht bedarfsmindernd
Das BSG hat hierzu entschieden, dass der Grundsicherungsträger
nicht berechtigt war, Grundsicherungsleistungen zu versagen, weil
der Hilfebedürftige die an ihn gezahlte Eigenheimzulage direkt und
ohne vorherige Fremdfinanzierung zur Fertigstellung seines Eigen-
heims verwenden wollte. Die Eigenheimzulage sei bei der Berech-
nung des Alg II auch dann und insoweit nicht als Einkommen bedarfs-
mindernd zu berücksichtigen, als der Hilfebedürftige die Eigenheim-
zulage nachweislich zur baulichen Errichtung einer angemessenen
Immobilie in Eigenarbeit verwende oder er damit entsprechende
Handwerkerrechnungen bezahle. Seien die Ausgaben für Eigen-
leistungen wie Baumaterial u. Ä. oder zur Bezahlung von
Handwerkerrechnungen noch nicht erfolgt, reiche es aus, wenn der
Hilfebedürftige eine entsprechende Verwendungsabsicht darlege.
Auch in diesem Fall sei bei der Eigenheimzulage von zweckgebun-
denem Einkommen auszugehen. Die Entscheidung bleibt für alle
Fälle relevant, in denen trotz Auslaufens der Förderung auch in
Zukunft noch Eigenheimzulagen in großer Zahl zur Auszahlung
gelangen werden, so das BSG abschließend.
1 Bundessozialgericht,Urteil vom 30.9.2008-B4AS19/07R-.
Kommunalverwaltung 2009/26

Arbeitsagentur darf Kontodaten von Alg II -Empfängern einsehen
In einem Grundsatzurteil hat das Bundessozialgericht (BSG) ent-
schieden, dass die Arbeitsagentur die Kontodaten von Alg II-Emp-
fängern einsehen darf. Dies gilt nach Ansicht des BSG sowohl bei
einer Neubewilligung als auch bei einem Folgeantrag, unabhängig
von einem Verdacht auf Missbrauch der staatlichen Leistung.
Hierdurch werde der Sozialdatenschutz nicht unzulässig einge-
schränkt. Aus Datenschutzgründen aber dürften Überweisungs-
vermerke, aus denen auf politische, religiöse oder auch sexuelle
Vorlieben geschlossen werden kann, geschwärzt werden. Jedoch
gelte dies nur für die betreffenden Textzeilen, die gezahlten Beiträ-
ge müssten weiterhin erkennbar sein.1

Zum Sachverhalt
Eine Arbeitsagentur hatte die Gewährung von Arbeitslosengeld II
(Alg II) als Leistung der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach
dem SGB II versagt, weil der Hilfebedürftige sich geweigert hatte,
eine Kontenübersicht und die Kontoauszüge der letzten drei Mona-
te vorzulegen. Er hält das Verlangen der Arbeitsagentur für unan-
gemessen und unverhältnismäßig, weil er zuvor bereits über 13
Monate Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB
II) erhalten und in seinem Fortzahlungsantrag angegeben habe; in
den Vermögens- und Einkommensverhältnissen habe sich keine
Änderung ergeben. Bestünden keinerlei konkrete Anhaltspunkte
dafür, dass zwischenzeitlich Einnahmen erzielt oder Vermögen an-
gesammelt worden sei, so sei die Forderung nach Vorlage von Kon-
toauszügen unverhältnismäßig. Zudem werde er hierdurch in sei-
nen Rechten auf Sozialdatenschutz verletzt.

Verletzung der Mitwirkungspflicht berechtigt zur Leistungs-
verweigerung
Die Arbeitsagentur ist berechtigt gewesen, dem Hilfebedürftigen Alg
II wegen fehlender Mitwirkung zu versagen, entschied dagegen das
BSG. Eine grundsätzliche Pflicht zur Vorlage der Kontoauszüge,
einer Kontenübersicht und der Lohnsteuerkarte folgt aus § 60 Abs.
1 Nr. 3 Sozialgesetzbuch Erstes Buch - Allgemeiner Teil (SGB I), so
der Senat weiter. Hiernach habe, wer Sozialleistungen beantrage
oder erhalte, Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des
zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden vorzulegen. Diese
allgemeinen Mitwirkungspflichten würden grundsätzlich auch im
Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende gelten. Die von der
Beklagten geforderten Vorlagepflichten seien auch nicht durch § 65
SGB I  eingeschränkt gewesen, der Grenzen der Mitwirkungspflicht
aufzeige. Insbesondere könne die Arbeitsagentur nicht darauf ver-
wiesen werden, nur im Rahmen eines Erstantrags die Vorlage von
Kontoauszügen u. Ä.m. zu fordern.Eine solche Aufforderung kann

nach Ansicht des BSG auch wie hier bei einem Folgeantrag erfol-
gen. Ebenso wenig sei die Vorlagepflicht auf konkrete Verdachts-
fälle beschränkt. Hinsichtlich der zeitlichen Erstreckung sei die Vor-
lage von Kontoauszügen jedenfalls der letzten drei Monate nicht
unverhältnismäßig gewesen.

Vorlagepflicht bei Daten aus der Privat- und Intimsphäre
Die Vorlagepflicht wird nach Auffassung des BSG auch durch die
Regelungen des Sozialdatenschutzes nicht grundsätzlich einge-
schränkt. Sowohl nach den speziellen Datenschutzvorschriften der
§§ 50 ff. SGB II als auch nach den allgemeinen Regelungen des
Sozialdatenschutzes in den §§ 67 ff. Sozialgesetzbuch Zehntes Buch
- Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X ) ist
die Erhebung von geschützten Sozialdaten zulässig, wenn ihre
Kenntnis zur Erfüllung einer Aufgabe der erhebenden Stelle nach
dem Sozialgesetzbuch erforderlich ist, so der Senat weiter. Die Vor-
lage der Kontoauszüge und einer Kontenübersicht sei in diesem
Sinne erforderlich, um die Anspruchsvoraussetzungen der Grund-
sicherungsleistungen zu ermitteln und zu überprüfen. Im Einzelfall
könne allerdings zweifelhaft sein, ob die Erhebung besonderer Ar-
ten personenbezogener Daten für die Erfüllung der Aufgaben des
Grundsicherungsträgers erforderlich sei. Hierzu zählen nach den
Ausführungen des BSG Angaben über die rassische und ethnische
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Über-
zeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit oder das Sexualleben.

Unkenntlichmachung der Zahlungsempfänger ist zulässig
Dies betreffe aber nur die Ausgabenseite der Kontenbewegungen.
Während die Einnahmen jeweils unbegrenzt aus den Kontoauszü-
gen hervorgehen müssten, räumen nach Darlegung des BSG die
Regelungen des Sozialdatenschutzes gern. § 67 Abs. 12 i. V. m. §
67 a Abs. 1 SGB X dem Grundsicherungsempfänger die Möglich-
keit ein, auf der Ausgabenseite die Empfänger von Zahlungen zu
schwärzen oder unkenntlich zu machen, wenn diese Zahlungen
besondere personenbezogene Daten betreffen wie etwa Beiträge
für Gewerkschaften, politische Parteien, Religionsgemeinschaften
u. Ä. Die überwiesenen Beträge müssten aber auch in diesen Fäl-
len für den Grundsicherungsträger erkennbar bleiben. Die Rege-
lungen über den Sozialdatenschutz in den §§ 67 ff. SGB X greifen
nach Ansicht des BSG auch nicht in das Grundrecht des Hilfe-
bedürftigen auf informationelle Selbstbestimmung ein.
Der Grundsicherungsträger ist grundsätzlich gehalten, in seinen
Mitwirkungsaufforderungen auf die aufgezeigten Möglichkeiten der
Schwärzung von Angaben zu Zahlungsempfängern hinzuweisen,
so das BSG. Im vorliegenden Fall könne aber dahinstehen, ob ein
unterlassener Hinweis die Aufforderung bereits rechtswidrig ma-
che, denn der Hilfebedürftige habe sich von vorneherein und prinzi-
piell geweigert, überhaupt Kontoauszüge vorzulegen bzw. mitzu-
wirken.
1 Bundessozialgericht Urteil vom 19.9.2008 - B 14 AS 45/07 R-.     Kommunalverwaltung 2009/27

IHK - Industrie- und Handelskammer Erfurt

KM fördert Energieeffizienzberatung
Der effiziente Umgang mit Energie verschafft Kosten- und
Wettbewerbsvorteile. Um dies zu unterstützen, hat die Kreditanstalt
für Wiederaufbau (KfW) die Initiative „Sonderfonds Energieeffizienz
in kleinen und mittleren Unternehmen“ gestartet, informiert Udo
Rockmann, Leiter des Regionalen Service-Centers der IHK Erfurt.
Das Förderprogramm dient der Überwindung bestehender
Informationsdefizite über betriebliche Energieeinsparmöglichkeiten
und soll einen Anreiz zur Umsetzung von Investitionen zur Verbes-
serung der Energieeffizienz geben.
Bestandteil des Sonderfonds sind die beiden Komponenten
„Energieeffizienzberatungen“ und „Investitionskredite für Energie-
einsparmaßnahmen“. Die Industrie- und Handelskammer Erfurt als
akkreditierter Regionalpartner berät die Unternehmen dazu und
nimmt Anträge entgegen.
Außerdem bietet die IHK Erfurt eine berufsbegleitende Qualifizie-
rung zum europaweit anerkannten EnergieManager, beginnend im
September, sowie ein Praxistraining für Mitarbeiter. Ansprechpartner
ist Heiko Breternitz, Abteilung Umwelt- und Energieberatung der
IHK Erfurt, Telefon 0361 3484-218.

Das Amtsblatt erscheint 14-tägig donnerstags in der geraden Woche.
Redaktionsschluß ist jeweils freitags vor der Erscheinungswoche.
Danach eingehende Beiträge oder Anzeigen können nur bedingt
berücksichtigt werden. Wir bitten um Ihr Verständnis.
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Rufnummern der VG Greußen sowie der Stadt Greußen:
Verwaltungsgemeinschaft Greußen, Bahnhofstraße 13a
Zentrale ................................................................................... 76 22- 0
Hauptamt ............................................................................... 6 22 30
Bauamt .................................................................................... 76 22 74
Ordnungsamt ...................................................................... 76 22 11
Finanzen ................................................................................ 76 22 21
Einwohnermeldeamt ..................................................... 76 22-12
Bürgermeister Clingen ................................................ 70 34 84
NEZ „Kleine Wartburg“ Clingen ............................ 70 45 01
Freiwillige Feuerwehr Clingen ............................... 70 45 36
Funkenburg Westgreußen ........................................ 70 46 16
Wohnungsverwaltung Topfstedt ........................... 70 08 75
Stadt Greußen
Bürgermeister, Markt .................................................... 70 10 28
Bürgermeister, Markt 1 ................................  Fax ... 70 10 33
Bibliothek, Museum Markt 1 ................................... 70 33 67
Stützpunktfeuerwehr, R.-Koch-Str. 2 ...................... 70 34 78
Freibad, Am Bad .............................................................. 70 36 47
Friedhof, Neustadt 50 .................................................. 70 34 95
Kindertagesstätte, Kindergartenweg 1 ................... 70 36 68
Jugendclub, Nordhäuser Straße 3 ..................... 70 34 00

gez.: Kämmerer/ Hauptamtsleiter

Bereitschaftsdienst der Apotheken im Dienstbereich
Greußen
16.03.09 -  22.03.09 Rats-Apotheke Weißensee
23.03.09 -  29.03.09 Adler-Apotheke Greußen
30.03.09 -  05.04.09 Schloß-Apotheke-Gebesee

Ordnungsamt
Ärztliche und zahnärztliche Bereitschaftsdienste
erfragen Sie bitte bei der
Leitstelle Sondershausen: 0 36 32 / 5  93 30

Zahnarztpraxis Dr. K. Bartholomäus
Gartenstraße 6, 99718 Greußen, Tel.03636/ 70 3310

Unsere nächste Samstagssprechstunde findet
            am 18. April 09 von 08.00 - 11.00 Uhr statt

Bereitschaftsdienst der Tierärzte für den Kyffhäuserkreis
Tierarzt: Tel.: 0 36 32/ 5 93 30
Amtstierarzt: Tel.: 0 36 32/ 5 93 30 o. 01743473679

Bereitschaftszeiten:
 Mo. - Fr 08.00 - 20.00 Uhr  Sa.  16.00 - 18.00 Uhr
  So. und Feiertage        09.00 - 11.00 Uhr  und 16.00 - 18.00 Uhr

Sprechzeiten des Sanitätshauses Eicke   (ehem. Schiebel)
donnerstags von 09.00 - 12.00 Uhr
In den Räumen der Sozialstation, Markt 36    Tel.: 0 36 32/ 82 81 31

Grundstückseigentümer und Baubetriebe
Verwiesen wird darauf, dass bei Nutzung von öffentlichen Flä-
chen ( Strassen, Gehwegen und Plätzen ) in der Verwaltungsge-
meinschaft Greußen, Ordnungsamt, Bahnhofstrasse 13 a, eine
Genehmigung einzuholen ist.
Laut § 45 StVO ist beim Verkehrsamt Sondershausen ein Antrag
auf Anordnung verkehrsregelnder Maßnahmen zu stellen.
Das Ordnungsamt der VG Greußen erteilt danach die Erlaubnis
zur Sondernutzung, die sich auf die Aufstellung von Gerüsten,
Warenständen, Lagerung von Baumaterial, Bauwagen, Contai-
nern und jegliche Absperrung bezieht.

Feuerwerkskörper zu bestimmten Anlässen,
wie Hochzeiten, Geburtstagen etc.

Bürgermeister(innen) und Bedienstete des Ordnungsamtes wer-
den immer wieder von Veranstaltern privater Feiern gefragt, wann
Höhenfeuerwerke zu privaten Veranstaltungen als Anlass-
höhepunkte durchgeführt werden können. Dazu nachstehend die
gültige Rechtslage:
Beim Thüringer Landesbetrieb für Arbeitsschutz und

technischen Verbraucherschutz
Regionalinspektion Nordhausen
Gerhart-Hauptmann-Straße 3
99734 Nordhausen

hat der Veranstalter einen Antrag auf Ausnahmegenehmigung zur
1.SprengV, Erwerb und Verwendung von Pyrotechnik Klasse II (Klein-
feuerwerk) zu stellen.
Das Anliegen des Antragstellers wird von der Aufsichtsbehörde der
Regionalinspektion Nordhausen und der jeweiligen Gemeinde, bzw.
im Auftrag dem Ordnungsamt der Verwaltungsgemeinschaft als Trä-
ger öffentlicher Belange im Genehmigungsverfahren geprüft.

Es können Auflagen der Zustimmung hinzugefügt, oder ein ins-
gesamtes Versagen für den jeweiligen Anlasshöhepunkt erteilt wer-
den.
Die SprengV verbietet im § 21 (1) das Feilbieten und Überlassen
solcher Gegenstände an den Verbraucher in der Zeit vom 1. Januar
bis zum 28. Dezember und im § 23 (1) die Verwendung in der Zeit
vom 2. Januar bis zum 30. Dezember. Der zuständigen Behörde
Thüringer Landesbetrieb für Arbeitsschutz und technischen Verbrau-
cherschutz wird im § 24 (1) gestattet, Ausnahmen von diesen Ver-
boten zuzulassen.
Anträge auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung zum Abbren-
nen eines Kleinfeuerwerkes sind im Ordnungsamt der VG Greußen
(Herr Koch) erhältlich.

Informationen
zur Annahmestelle - Bauhof Greußen

Donnerstag     von 13.30 Uhr - 14.30 Uhr
Jeden 1. Samstag im Monat von 09.00 - 11.00 Uhr
Kostenlos entsorgt werden können:  Pappe, Papier, Flaschen, Gläser
und Schrott.
Für Grünabfälle (Aststärke bis 8 cm ) werden nachstehende Gebühren
erhoben: 1 PKW-Anhänger  = 4,00 Euro, 1 Fahrradanhänger = 1,00 Euro
1 handelsüblicher Sack (bis 50 kg)  = 0,50 Euro
Nicht angenommen werden:
Bauschutt, Glas und Wertstoffe, welche in die Gelbe Tonne gehören.

Sicherheitstraining für Kinder – Safety Kid’s
Damit NEIN auch NEIN
heißt, müssen Kinder
ihre Grenzen deutlich
machen können. Kin-
der, die in der Öffent-
lichkeit selbstbewusst
auftreten, sind um ein
vielfaches weniger ge-
fährdet, Opfer von Ge-
walttaten zu werden.
Auch in diesem Jahr lädt
der Kreisjugendring Ky-
ffhäuserkreis e. V.
wieder Kinder im Alter
von sechs bis zwölf Jah-
ren zum Sicherheits-
training “Safety Kid´s“ in
das JUST ein. Das
dreitägige Trainings-
programm Safety-Kid’s
hilft, Kinder in Gefahren-
situationen stark zu ma-
chen! Das Einüben von
Verhaltensregeln und
Selbstverteidigungs-
strategien stärkt das Selbstvertrauen der Kinder. Vom 3. April bis 5.
April 2009 können die jungen Teilnehmer in Rollenspielen lernen, ihre
Stimme einzusetzen und sich mit anderen Methoden angemessen zu
verteidigen und in Gefahrensituationen schnell und richtig zu reagie-
ren. Dabei geht es sowohl um fremde Personen als auch um die alltäg-
liche Schulhofsituation. Seit dem Jahr 2007 führen wir sehr erfolgreich
das Sicherheitstraining für Kinder in Zusammenarbeit mit zwei profes-
sionellen Trainern durch.
Wenn Sie als Eltern Interesse an unserem Safety Kid’s Kurs für Ihr
Kind haben, können Sie sich gern telefonisch unter 0 36 32 - 78 26 37
oder persönlich im JUST, Ferdinand-Schlufter-Straße 48 in Sonders-
hausen, an Susanna Moog wenden.
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Wichtige Rufnummern in Notfällen
  Rettungswache Greußen: siehe Notrufleitstelle
  Krankenhaus Sondershausen  0 36 32 / 6 70

  Polizei:
  Polizeiinspektion Sondershausen,
  Conrad-Röntgen-Straße 1   0 36 32 / 66 10
  Kontaktbeamter der Verwaltungsgemeinschaft
  in der Bahnhofstraße 13a          0 36 36 / 70 54 41

  Überfall/Verkehrsunfall: 110

  Feuer: 112
  Notrufleitstelle:       Dienstleistung für alle Gefahren

0 36 32 / 5 93 30
0 36 32 / 5 93 31

  Störungsdienst:
  Wasser: TAZ Sdh.  0 36 32 / 61 10
  E-ON  03 60 20 / 8 75
  E-ON Kundenzentr. Werther  0 36 31 / 95 54
  Gas Service Nr. 7-19 Uhr  0180 269 6961
  Gas Notrufnummer  0800-6861177
  Giftnotruf Erfurt  03 61 / 73 07 30

  Tierheim Sömmerda  0 36 34 / 61 10 92

Gemeinde Wasserthaleben

     Preisrommé
      in Wasserthaleben
       Am 21.03.08 findet um 13.30 Uhr

im Versammlungsraum der Gemeinde
das Romméturnier statt.

Dazu sind alle Romméfreunde herzlich eingeladen.

Einladung zur nächsten Mitgliederversammlung der Freiwil-
ligen Feuerwehr Wasserthaleben am Mittwoch, den 25.03.09
um 19.30 Uhr im Klubraum des Feuerwehrgerätehauses.
Achtung! - Für unsere Jugendfeuerwehr suchen wir interes-
sierte Jungen und Mädchen ab 10 Jahre. Bei Interesse meldet
euch bitte bei Herrn Gerd Schubert, Wilhelm Pieck Straße 3.

  gez.:Witt/ Wehrführer

Frühjahrsputz in den Städten und Gemeinden
Grundbesitzer, Betriebe und Einrichtungen werden nach der
„Ordnungsbehördlichen Verordnung“ aufgerufen, Anlagen, Geh-
wege und Straßen zu säubern!
Entfernen Sie die Ablagerungen aus den Gossenbereichen und
vermeiden Sie dadurch Verstopfungen in den Abwasserkanälen.

Bekanntmachung!
Pflanzliche Abfälle dürfen bis zum 22.03.2009 verbrannt werden!

e-mail adresse: stadt@greussen.de    Internet: www.greussen.de

Stadt Greußen/Grüningen

Aus den Orten

Ein Dankeschön an Frau Galow und Herrn Fromm
In Eigeninitiative nahmen sich die Anwohner des Karlsplatzes,
Frau Ursula Galow und Herr Wilfried Fromm die Pflege des
Karlsplatzes an und säuberten eine Rabatte, bzw. fegten das Laub.

Einladung zur nächsten Mitgliederversammlung
der Freiwilligen Feuerwehr Niedertopfstedt am Freitag,
den 27.03.2009 um 20.00 Uhr im Klubraum des
Feuerwehrgerätehauses.             gez.: Halecker/ Wehrführer

Einladung zur nächsten Mitgliederversammlung
der Freiwilligen Feuerwehr Obertopfstedt am Freitag,
den 27.03.2009 um 20.00 Uhr im Klubraum des
Feuerwehrgerätehauses.                 gez.: Spens/ Wehrführer

Gemeinde Topfstedt

Ein Dankeschön
vom Kindergarten Topfstedt an das Bildungswerk in Nord-
hausen für die interessante und ansprechende Spielbox „Tech-
nik“, deren Inhalt den Forschungsdrang unserer Kinder unter-

stützt.
Auch an das Motorenwerk in Kölleda für die 500,- Euro Sach-
spende möchten wir unseren Dank richten. Dieses verwenden
wir für die Erweiterung unserer Außenspielanlage.

Allgemeiner Teil

Aus Vereinen und Verbänden

Ökumenischer Wanderverein
„St. Bonifatius ” Greußen e.V.

Einladung
Zu unserer Frühjahrswanderung am 28. März 09
laden wir alle Mitglieder und Interessenten herzlich ein.
12.30 Uhr Treffpunkt katholischer Pfarrhof Greußen
und Abfahrt nach Holzengel. Von hier aus Wande-
rung zum Schneeglöckchenberg (Märzenbecher)
und zurück ca. 6 km.
Um 15.00 Uhr ist eine Einkehr in der Gaststätte
Holzengel vorgesehen.
Teilnahme bitte unter
Tel. Nr. 70 03 17 anmelden.
Allen Teilnehmern einen erlebnisreichen Tag.

Frisch Auf!             Der Vorstand

Das Amtsblatt erscheint 14-tägig donnerstags in der geraden Woche.
Redaktionsschluß ist jeweils freitags vor der Erscheinungswoche.
Danach eingehende Beiträge oder Anzeigen können nur bedingt
berücksichtigt werden. Wir bitten um Ihr Verständnis.
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Debüt der „Töchter des Barbarossa“
Die Besucher des Gasthofes „Zur Sonne“ in Oberspier staunten am Wochenen-
de des 7. /8. März 2009 nicht schlecht.
Schon am Nachmittag sorgten kontrastreich gekleidete und üppig geschmückte
„Weibsbilder“ in der Gaststube für Aufsehen.
Anlass für dieses außergewöhnliche Wochenende war das geplante Debüt des
Tribalstamms „Bent El Barbarossa“ bestehend aus dem orientalischen Tanz-
ensemble „Lahibi” und ambitionierten Tanzschülerinnen von „Karishma” aus
Sondershausen und „Nadirah Djumana” aus Clingen.
Orientalischer Tanz ist in unserer Gegend noch sehr jung und Tribaldance (oder
genauer American- Tibal- Style- Dance) leider nahezu unbekannt.
Entstanden ist diese Tanzform Ende der 60-er Jahre in Amerika. Der Reiz für
den Zuschauer liegt in der starken Harmonie und Präsenz der Gruppe (Stamms),
aus der sich Solos, Duos oder Trios lösen, um ihre Darbietungen zu zeigen.
Beeindruckend sind die synchronen Bewegungen, die fantasievollen Kostüme
und der üppige Schmuck.
Den Auftakt für dieses besondere Wochenende gab ein Workshop für
Tribalbegeisterte. Die Organisatorin, „Lenajaan“ aus Erfurt, hatte eine Dozentin
der Extraklasse gewählt, und somit angereisten Tänzerinnen aus Erfurt, Gotha,
Halle und dem Kyffhäuserkreis die Möglichkeiten gegeben, von einer absoluten
Pionierin der deutschen Tribalszene zu lernen.
Gabriella aus Dillenburg fasziniert durch präzise Technik und ausdrucksstarken
Stil und ihr Unterricht war Inspiration und Hochgenuss für alle Teilnehmerinnen.
Punkt 20 Uhr eröffnete das Ensemble „Lahibi“ vor orientalischer Kulisse die Ab-
endveranstaltung mit einer feurigen Fantasydarbietung. Im Verlauf des Abends
durften die Gäste verschiedene Tribalstämme bestaunen, „Yasirah“ aus Erfurt
zeigte uns orientalischen  Tanz mit Doppelschleier und einem Trommelsolo. Hin-
gerissen war das Publikum von „Lenajaan“ und Tanzgruppe, die zwei russische
Zigeunertänze darboten und in den Programmpausen gab uns „Christians- Mu-
sik- Express“ viel Gelegenheit, das Tanzbein und die Röcke zu schwingen.
Der Höhepunkt der Spannung war erreicht, als die „Töchter des Barbarossa“ ihr
Bühnendebüt gaben. All die Aufregung und das wochenlange Training waren
vergessen und stolz, wie Königinnen betraten sie die Bühne, um das Publikum
mit zwei gelungenen Darbietungen für sich einzunehmen.
Anschließend zeigten die Frauen aus „Fahrida`s“ Kurs ihre erste Darbietung,
die mit viel Applaus belohnt wurde.
Zum Abschluss des Programmteils wurde von den Workshopteilnehmern des
Nachmittags gezeigt, wie viel Dynamik und Präsenz dieser Tanzstil in sich birgt
und warum er, auch in Deutschland, immer mehr Anhänger findet.
Nach fetzigen orientalischen Klängen tanzten wir bis in die Nacht und hätten am
liebsten durchgefeiert, nur hatten wir ja Sonntagmorgen wieder Unterricht auf
dem Plan...
Mit  vielen positiven Eindrücken aus diesem Wochenende und neuer Energie
gehen wir weiter auf unserem tänzerischen Weg und würden uns freuen, bald

wieder mit einem solchen Event aufwarten zu
können.
Ein großes Dankeschön geht an Herrn Döhrer
und sein Team vom Gasthof „Zur Sonne“ in
Oberspier, dass uns auf das Vorzüglichste be-
wirtete und dafür sorgte, dass alle Gäste sich
wohl fühlten.
Vielen Dank an das Team „Christians-Musik-
Express“, dass mit Licht und Sound den pas-
senden Rahmen für diese Veranstaltung bil-
dete.
Einen herzlichen Dank unserer lieben Tanz-
kollegin Lenajaan, Gerd vom Lenajaan Orient-
Shop, der mit seinem Basar Frauenherzen hö-
her schlagen ließ, allen Gasttänzerinnen, un-
seren lieben Schülerinnen und nicht zuletzt,
unseren werten Gästen.

Information an alle Mitglieder des Schutz- und
Gebrauchshundesportvereines Niedertopfstedt e.V.
Nächste Trainingstage:
Freitag, den 20.03.2009 ab 19.00 Uhr
Freitag, den 27.03.2009 ab 19.00 Uhr

Zusätzliches Training ist eigenständig bzw. nach Absprache  auch an den
Samstagen und Sonntagen möglich!

Information an alle Mitglieder
des Greußener Hundesportvereins
Nächste Trainingsstunden:

Sonnabend 14.00 – 17.00 Uhr
Sonntag 09.00 – 12.00 Uhr

Achtung, Terminänderung!
Am Freitag, dem 20. März 2009,
führen wir unsere Jahreshauptversammlung
durch.
Beginn: 19.30 Uhr
Ort: Eiscafé Günther Greußen, Neustadt 74
Kaninchenzuchtverein „Gut Zucht”
T 221 Greußen und Umgebung e.V.
Der Vorstand

Volkssolidarität Clingen
Neuer Dienst der Volkssolidarität:
Sozialberatung in Fragen
• des Schwerbehinderten- und Versorgungsrechtes
• des Rentenversicherungsrechtes
• des gesetzlichen Unfallversicherungsrechtes
• des Grundversicherungsrechtes
• des Sozialtrechtes

  am 06.04.09 von 10.00 - 12.00 Uhr in der Begegnungsstätte Clingen

VdK Sozialverband
OV Sondershausen/ Jecha

lädt ein zur Mitgliederversammlung
Datum:   19.03.2009    Uhrzeit: 14.00 Uhr
Ort:  Sondershausen, Sportstätte Jecha

•  Frauentagsveranstaltung
•  Notar I. Laubvogel spricht zum Thema Erben und
   Testament aufsetzen

Holz für Osterfeuer
Ab sofort nehmen wir gern Holz für unser
Osterfeuer am Greußener Bau- und Gartenmarkt
an. (bitte nur unbehandelt bzw. Baumschnitt).

der Rassegeflügelzuchtverein u. der Kaninchenzuchtverein
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Es ist vollbrachtEs ist vollbrachtEs ist vollbrachtEs ist vollbrachtEs ist vollbracht
Die Session des GKC 08/09 ist zu Ende.
Am Samstag, den 07.03.09 wurde mit dem
Kreiskarneval in Trebra und dem Auftritt
der beiden Garden der diesjährige
Sessionsabschluss gekrönt.
Alle beteiligten Vereine zeig-
ten Spitzenprogramme und
unsere Jugend- und
Juniorengarde meisterten
ihren Auftritt mit einer Spit-
zenleistung. Denn wenige
Stunden zuvor hatten bereits
die Juniorengarde, das
Jugendmariechen Teresa
Kloxin, sowie das Aktive-
Mariechen Stefanie Engel
drei 2. Plätze beim offenen
Unstrut-Hainichkreis-Tanz-
turnier erreicht. Klasse Leis-
tung. Damit schlossen sie
eine hervorragende Session
des GKC 2008 / 2009 ab.
Alle Programmteilnehmer
ob Garde, Mariechen, ge-
mischtes Männerballett,
Fußballer, Techniker, alle
Kindergruppen, das singen-
de Männerballett, Dancing
Queens, Sindy aus Marzahn,
sowie alle anderen drum he-
rum zeigten all ihr Können
und begeisterten das immer
wieder treue Publikum.

Bei der Weiberfastnacht platzte das Kulturhaus
wie immer aus den Nähten. Das Spektakel auf
dem Markt war für alle wieder eine gelungene
Veranstaltung. Die Versorgung geriet auf Grund
einer Absage eines Vereins ins Wanken. Tolle
Leistung. Nächstes Jahr besser.

Alle Veranstaltungen im
Kulturhaus wurden in einem
neudekorierten Saal durch-
geführt und die  Tanzgruppen
konnten erstmals auf einer
mit Holz belegten Bühne ihr
Können zeigen. Besonderer
Dank dafür gilt Fr. Spiering,
dem Bürgermeister und dem
Holzhandel Groppe.
Abschließend kann gesagt
werden, dass es in dieser
Session ein abwechslungs-
reiches Programm war. Wir
möchten uns deshalb bei al-
len Trainern, Betreuern, Mit-
gliedern, Sponsoren und dem
treuen Publikum ganz herz-
lich bedanken.

Hinweis:
Am 21.03.09 19.00 Uhr
Dankeschönparty der
großen Mitglieder und
am 22.03.09 15.00 Uhr
für alle Kinder des GKC
im Vereinsheim.

Der Vorstand

Einladung zur Mitgliederversammlung
Hiermit laden wir alle Mitglieder des SV Blau-Weiß Greußen
e.V. zur Mitgliederversammlung am Freitag, den 03. April 2009
recht herzlich ein.
Beginn: 19:00 Uhr Ort: Landfleischerei B. Krause
Tagesordnung
1. Begrüßung u. Feststellung der Beschlussfähigkeit
2. Bestätigung der Tagesordnung
3. Bericht zum Geschäftsjahr 2007/2008
4. Satzungsänderung (Entwurf)
5. Entlastung des Vorstandes
6. Vorstellung der Kandidaten zur Vorstandswahl
7. Wahl des neuen Vorstandes  8. Sonstiges

Der neue Satzungsentwurf hängt im Schaukasten des SV
Blau Weiß Greußen e.V. aus!

SSV Niedertopfstedt 1991 e.V.
- Aktuelles zum Wettkampfgeschehen
I. Nachwuchspokal am 07.03.2009 in Suhl
4. Ph. Göpfert 348  Ringe/ Jugend
7. J. Göpfert 144 Ringe/ Schüler
8. P. Knörig 138 Ringe/ Schüler
12. J. Wallrodt 100 Ringe/ Schüler
II. Landesmeisterschaften Luftpistole am 07.03.2009 in Suhl
2. P. Strutz 361 Ringe/ Junioren B
6. Ch. Windisch 344 Ringe/ Junioren B
8. Ch. Keitel 338 Ringe/ Junioren B
2. SSV Niedertopfstedt 1.043 Ringe/ Jun. A+B
   (P. Strutz, Ch. Windisch, Ch. Keitel)
7. V. Freytag 321 Ringe/ Juniorinnen B
5. M. Pforr 368 Ringe/ SKL
21. R. Grüning 357 Ringe/ SKL

Jugend im Luftsport fit fürs Leben?
Welche Eltern hadern nicht manchmal mit ihren Sprösslingen, wenn
es um Ordnung, Pünktlichkeit und Zielstrebigkeit geht. Es liegt in der
Natur der Sache dass Jugendliche zwischen 14 und 17 teilweise
ziemlich ziellos und lustlos durchhängen. Hier kann durchaus ein
Sportverein helfen. „Toll”, werden ihre Kinder sagen, „Sportverein
das ist ja total öde.” Aber Luftsport ist nicht irgendein Sport! Hier geht
es um mehr als sich im Freien zu bewegen!
Beim Fliegen werden alle Fähigkeiten und Fertigkeiten gefordert. Hier
geht es ohne Ordnung und Verantwortung nicht, will man fliegerisch
weiterkommen, muss man zielstrebig und teamfähig sein aber auch
genügend Selbstbewusstsein aufbringen. Dies sind Tugenden und
Eigenschaften, die auch in unserer so harten Arbeitswelt gefordert
werden.
Schauen Sie doch mal beim Luftsportverein Mühlhausen e.V. auf
dem Flugplatz Bollstedt - Grabe vorbei. Wir sind jeden Samstag von
9.00 bis 16.00 Uhr auf dem Flugplatz.
Sprechen Sie selbst mit den Fluglehrern, Technikern und Flugschü-
lern über die Aufgaben und Herausforderungen in diesem Sport.
Informationen über unseren Luftsportverein finden Sie auch unter
  www.lsv-muehlhausen.net
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Endlich war es soweit, Dienstag, der 10.02.2009. Es ging in die
Regelschule, die weiterführende Schule für 36 Schülerinnen und
Schüler der Grundschulen Greußen und Westerengel.
Mit großen Erwartungen, strahlenden Kinderaugen und Kribbeln
im Bauch, so kamen die „Kleinen” an.
Der Schulleiter, Herr Hesse, empfing alle, ausnahmsweise, im Ka-
binett. „Wann geht´s endlich rüber ins Haupthaus und wann ler-
nen wir die neuen Fächer kennen?”, hörte er eine leise Stimme
fragen.
Geduld war an diesem Tag ein schwieriges Wort.
Nach der Begrüßung und einer Führung durch die Schulhäuser
klingelte es endlich zur ersten von vier Runden, die die Grund-
schüler schon sehnsüchtig erwarteten.
Biologie, Geschichte, Geografie und Medienkunde sollten sie an
diesem Tag und in den und in den nächsten Jahren bei uns ken-
nen lernen.
In einer kleinen Gruppe ging das Schnuppern los. „Warum liegen
hier Gummibären?”
„Was sind Hieroglyphen und warum gehen wir plötzlich in den
Computerraum? Welches Fach erwartet uns hier?”
Alle Fragen sollten am Ende eine Antwort bekommen. Die Lehrer
hatten natürlich die richtige und die Schüler konnten zeigen, was
sie schon alles wissen und können.
Sehnsüchtig wurde auch die Hofpause erwartet. Endlich mit den
„Großen” zusammentreffen. „Dort steht meine Cousine und dort
mein Bruder!” Viele kennen sich, das bringt Sicherheit.
An der letzten Station angekommen, wollten viele ihre ersten Ein-
drücke schon loswerden. Viel Positives kam uns zu Ohren.
„Hier ist es schön .... .. Es hat mit Spaß gemacht .... .. Ich freue
mich auf das neue Schuljahr.” und „Schade, dass es schon vorbei
ist.”
Auch die Grundschullehrerinnen, die als Betreuer einen regen
Austausch mit den Fachlehrern nutzen konnten, waren sicht-
lich begeistert.
Bleibt nun noch DANKE zu sagen an alle, die dazu beigetragen
haben, dass dieser Tag in den Köpfen der Kinder in guter Erin-
nerung bleibt.

Faszination Segelfliegen live erleben

Aeroclub Hans Grade+++Flugplatz Bad Frankenhausen
+++ Jugendschnupperwoche vom 15.04.-18.04.2009 +++

Preis 50,-€ inkl. Mittagessen

Freut euch auf…
+ eine Einführung in den Segelflug in Theorie und Praxis
+ 6-8 Segelflüge im Doppelsitzer im Windenschlepp
+ Einblicke in die atemberaubende Welt der Fliegerei

Voraussetzungen
+ ihr müsst mindestens 13 Jahre alt sein
+ ihr müsst einen normalen Gesundheitszustand haben
+ eure Eltern müssen einverstanden sein

 Infos und Anmeldungen
 Wieland Schmidt 0177/ 35 18 392 wielandschmidt@gmx.de
 Andreas Blausza 0171/ 80 60 961 info@aeroclub-frankenhausen.de

 www.Aeroclub-Frankenhausen.de

Nach der Session ist noch
lange nicht Schluss…
Während die Karnevalsession mit dem Ascher-
mittwoch endete, ging sie beim TSV 06  Greußen
erst richtig los.
Unser „Generalprobe“ hatten wir, wie die letzten Jahre, zum
Pennefasching am 27.02.2009.
Schon einen Tag danach hieß es für unsere Mädels mit  ihren
Eltern als treue Fans sowie unserem „Vereinsfahrerteam“
Manfred und Heidrun, auf zum Kyffhäuserkarneval. In diesem
Jahr veranstaltet vom Berkaer Karnevalsclub. Beides waren für
unseren Verein wieder gelungene Auftritte, bei denen sich unsere
Mariechen und Juniorengarde in einem Medley präsentierten.

Am 07.03.09 fuhren wir mit all unseren Tanzmädels, von Klein bis
Groß, zum Utt-Turnier nach Schlotheim. Der Trainingsstress wurde
mit fünf Pokalen belohnt. (Jugendgarde 3. Platz; Jugendmariechen
Vanessa Nitsch 3. Platz; Jugendschautanz „Piraten“ 3. Platz;
Juniorenmariechen Tanja Müller 1. Platz; Juniorenmariechen Pia
Bier 4. Platz; Juniorenschautanz „Vampire“ 2. Platz).
Von da ging es weiter nach Trebra zum Kreiskarneval, veranstaltet
von Trebra Blau-Weiß.
Auch auf dieser Bühne zeigten unsere „größeren“ Mädels wieder
ihr Können mit dem Mariechen/ Gardemedley.
Auf diesem Wege ein Dankeschön für die gute Zusammenarbeit in
Vorbereitung für die Auftritte sowie den mitgereisten Eltern und Fans
für ihre Unterstützung. Ein großes Lob und Dankeschön gilt auch
unserer Trainerin Antonia Gschwind.

Der Vorstand

   Zum Schluss noch Werbung in eigener Sache:

   Der TSV 06 Greußen veranstaltet am 28.03.09
   das 2. Tanzgruppentreffen in der Gaststätte
   „Am Mönchtor“ in Trebra.

HOSPIZ

         Glücksmomente in schwerer Zeit
      – Clown Knuddel kommt am 4.4.

Trauer und Freude, Lachen und Weinen liegen oft nah
beieinander. Wenn Kinder lebensverkürzt erkrankt sind und
immer wieder Zeit im Krankenhaus  verbringen müssen, dann
ist es wichtig, trotzdem den Blick für das Fröhliche nicht zu ver-
lieren.
Der erste Thüringer Klinikclown ist im Auftrag der Elterninitiative
für krebskranke Kinder seit sechs Jahren in der Kinderklinik Jena
tätig. Dorothea Kromphardt, alias Clown Knuddel, ausgebildet
an der Berliner Schauspielschule und gelernte Physiotherapeutin,
weiß, dass sie die Schmerzen der kleinen Patienten nicht ab-
nehmen und die Krankheit nicht heilen kann, aber sie will ein
zuverlässiger Spielfreund sein und schöne Momente in die Kran-
kenzimmer bringen. Wie das gehen kann, wie ein Clown Betrof-
fene, Angehörige, Ärzte und Pfleger zum Lachen bringen kann,
das will Clown Knuddel am 4. April in Sondershausen zeigen.
Der Ambulante Hospiz- und Palliativberatungsdienst lädt alle In-
teressierten zu einem fröhlichen Nachmittag um 17.00 Uhr in
den Saal der Trinitatisgemeinde ein. Der Eintritt wird als Spende
für die Kinderhospizarbeit vorort erbeten.

Susanne List/ Einrichtungsleitung
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             Geburtstage der älteren Bürger
                 der Verwaltungsgemeinschaft Greußen
Wir gratulieren zum  65., 70., 75. Jubiläum und ab dem 80. Geburtstag

Greußen
19.03. Frau Ilse Hopp ............................... zum 82. Geburtstag
20.03. Frau Ilse Blume ............................. zum 84. Geburtstag
29.03. Herrn Hans Augner........................ zum 80. Geburtstag
31.03. Frau Paula Bube ............................ zum 95. Geburtstag
31.03. Frau Inge Schlufter ........................ zum 65. Geburtstag
Grüningen
24.03. Frau Gertrud Kranhold ................... zum 83. Geburtstag
31.03. Frau Ingedore Michel ..................... zum 75. Geburtstag
Clingen
22.03. Frau Karin Wolf .............................. zum 70. Geburtstag
25.03. Herrn Heinz Wolf ........................... zum 75. Geburtstag
28.03. Frau Helene Voigt .......................... zum 93. Geburtstag
28.03. Frau Erna Surber ........................... zum 82. Geburtstag

                  Wir gratulieren

Kirchliche Nachrichten
Evangelische Kirche
Gottesdienste:
22.3. 9:30 Uhr  Gottesdienst Seniorenzentrum Greußen
29.3. 9:15 Uhr  Gottesdienst Clingen
29.3. 9:30 Uhr  Gottesdienst Gemeindezentrum

            Greußen
Passionsandachten
23.3. 9:00 Uhr  Seniorenzentrum Greußen
30.3. 9:00 Uhr  Seniorenzentrum Greußen
Zentrale Bibelwoche:
16.-20.3. Jeweils 19:00 Uhr Gemeindehaus
Otterstedt (Fahrdienst wird angeboten,
bitte im Pfarrbüro melden))
Veranstaltungen:
19.3. 14:00 Uhr  Frauenkreis Trebra
19.3. 16:00 Uhr  Kindersingkreis Pfarrhaus Clingen
01.4. 14:00 Uhr  Frauenkreis Clingen
01.4. 14:00 Uhr  Seniorenkreis Greußen
02.4. 14:00 Uhr  Bibelnachmittag Seniorenzentrum Greußen:

 Thema: „Die Passionsgeschichte“
03.4. 16:00 Uhr  Vorkonfirmandenunterricht Gemeindezentrum Greußen

Katholische Kirchgemeinde Greußen
Gottesdienste:
Do., 19.03. 14.30 Uhr Kreuzweg - Gebet, anschließend  Kaffeetafel
Sa., 21.03. 18.00 Uhr Vorabendmesse in Greußen
So., 22.03. 17.00 Uhr Kreuzweg - Gebet
Di., 24.03.  09.00 Uhr Gemeindemesse in Greußen
Mi., 25.03. 17.00 Uhr Kreuzweg - Gebet
Sa., 28.03. 18.00 Uhr Vorabendmesse in Greußen
So., 29.03. 17.00 Uhr Kreuzweg - Gebet
Di., 31.03.  09.00 Uhr Gemeindemesse in Greußen

Jugendabend je nach Absprache
Ökumenischer Chor: dienstags  19.30 Uhr in der Herrenstraße
Ökumenischer Wanderverein „St. Bonifatius” Greußen:
28.03.09  Wanderung in der Region Holzengel/Bonnrode
verantwortlich: Frau Köhler (weiter Informationen im Amtsblatt)
„Kaffeklatsch” arbeitsloser Frauen am 25.03. um 15.00 Uhr bei Familie
Beier in Clingen
Erster Samstag im Monat: Türkollekte: Baukollekte:
• Kirchenreinigung ab 27.03.09 Gruppe 5
• Kirchenreinigung ab 10.04.09 Gruppe 6

Neuapostolische Kirche Greußen
So., 22.03. 09.30 Uhr GD in Greußen  11.00 Uhr Jgd.-GD in LSZ
So., 29.03. 09.30 Uhr GD in Greußen

       Sportnachrichten
Fußballansetzungen
Greußen
21.03.  14:00 Uhr SV BW Greußen I - FC Empor Weimar
21.03.  SV BW B-Jun. spielfrei
21.03.  10.00 Uhr SV BW D-Jun. - Eintr. SDH II
22.03. 14:00 Uhr SG Empor Sondershausen - SV BW Greußen II
22.03. 09.30 Uhr SV BW E-Jun. - Eint. SDH II
28.03. 14.00 Uhr FC Erfurt Nord - SV BW Greußen I
28.03. 10.30 Uhr SV BW Westerengel - SV BW  A- Jun.
28.03. 10.00 Uhr SV Schernberg - SV BW D-Jun.
28.03. 10.00 Uhr Bad Frankenhausen - SV BW F-Jun.
29.03. 14:00 Uhr Kalbsriether SV- SV BW Greußen II
29.03. 10.00 Uhr SG Obertopfstedt - SV BW B-Jun.
29.03. 10.00 Uhr SV BW Immenrode - SV BW E-Jun.
Clingen
Kyffhäuserliga
22.03. 14:00 Uhr SV Blau-Weiß Bottendorf - SG Eintracht Clingen
29.03. 14:00 Uhr SV Eintracht Clingen - VfB Oldisleben
2. Kreisklasse, West
22.03. 14:00 Uhr SV Eintracht Clingen II - FSV Schernberg II
29.03. 14:00 Uhr Eintracht Abtsbessingen - SV Eintracht Clingen II
Westgreußen
Kyffhäuserliga
21.03. 14:30 Uhr Lsg 80 Oberheldrungen - SV 62 Westgreußen I
29.03. 14:00 Uhr SV 62 Westgreußen I - SV Blau-Weiß Bottendorf
2. Kreisklasse, West
22.03. 14:00 Uhr SV 62 Westgreußen II - SG Obertopfstedt
28.03. 14:30 Uhr VfL 1888 Ebeleben II - SV 62 Westgreußen II
Wasserthaleben
1. Kreisklasse, West
22.03. 14:00 Uhr SG Kyff. Steinthaleben - SV Wasserthaleben
29.03. 14:00 Uhr SV Wasserthaleben - SV BW 90 Allmenhausen
Obertopfstedt
2. Kreisklasse, Staffel West
22.03. 14:00 Uhr SV 62 Westgreußen II - SG Obertopfstedt
29.03. 14:00 Uhr FSV 06 Holzthaleben II - SG Obertopfstedt
Junioren B
29.03. 10:00 Uhr SG Obertopfstedt - SV Blau Weiß Greußen
Junioren C
21.03. 09:00 Uhr SG Obertopfstedt - SpG Wiehe
28.03. 10:00 Uhr SpG Kindelbrück - SG Obertopfstedt
Junioren D
21.03. 10: 00 Uhr SpG Roßleben II - SG Obertopfstedt
28.03. 10:00 Uhr SG Obertopfstedt - SV DA Ringleben
Junioren F
22.03. 10:30 Uhr SV Blau Weiß Greußen - SG Obertopfstedt
29.03. 10:00 Uhr SG Obertopfstedt - SpG Roßleben
Grüningen
2. Kreisklasse, Staffel Ost
21.03. 14:00 Uhr FSV 1990 Grüningen - FSV 06 Holzthaleben II
28.03. 14:30 Uhr SV 90 Hohenebra - FSV 1990 Grüningen
Frauen, Landesklasse West
22.03. 14:00 Uhr SV 1911 Dingelstedt - FSV 1990 Grüningen
29.03. 14:00 Uhr FSV 1990 Grüningen - FSV Eintracht Eisenach
Trebra
1. Kreisklasse, Staffel West
22.03. 14:00 Uhr FSV 1999 Trebra - SV Badra
28.03. 14:30 Uhr SV Göllingen - FSV 1999 Trebra

Bekomme ich noch das richtige Arzneimittel?
Erst kürzlich sorgten Medienartikel für Verunsicherung, AOK-
Versicherte würden aufgrund neuer Rabattverträge in der Apo-
theke bald nicht mehr ihr gewohntes Medikament bekommen.
„Niemand muss Angst haben, ein schlechteres Arzneimittel zu erhalten.
Wir garantieren unseren Versicherten auch weiterhin eine hochwertige me-
dikamentöse Versorgung“, beruhigt Regionalgeschäftsführer Matthias
Dusel Nordthüringen.
Doch was steckt dahinter? Betrifft das auch mein Medikament?
Dazu hat die AOK PLUS am 19. März 2009 von 17 bis 19 Uhr eine
Telefonhotline geschaltet. Unter der Nummer 0180/247 1000 beantwor-
ten die AOK-Arzneimittelexpertinnen Steffi Lohberg und Kerstin Krahnert
sowie der Geschäftsführer des Sächsischen Apothekerverbands Dr. Ulrich
Bethge alle Fragen.
Der Anruf kostet 6 Cent/Verbindung aus dem deutschen Festnetz, per Handy
die individuellen Gebühren.
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Niedertopfstedt
21.03. Frau Wilma Sauerbrei .................... zum 85. Geburtstag
21.03. Frau Klara Pfaffe ............................ zum 81. Geburtstag
30.03. Herrn Oswald Grüning ................... zum 83. Geburtstag
Obertopfstedt
25.03. Frau Hildegard Schröter ............... zum 80. Geburtstag
Wasserthaleben
19.03. Herrn Hans Wenkel ....................... zum 70. Geburtstag
23.03. Frau Edeltraud Faßheber ............... zum 70. Geburtstag
25.03. Frau Edda Rödiger ........................ zum 80. Geburtstag
Trebra
24.03. Frau Agnes Wacker ....................... zum 84. Geburtstag
01.04. Frau Helga Schäfer ........................ zum 65. Geburtstag
Niederbösa
22.03. Frau Annemarie Böttche ................ zum 75. Geburtstag

Herzlichen Glückwunsch

Steuerberatungsgesellschaft eröffnet
Niederlassung in Greußen
Die langjährig tätige Steuerberatungsgesellschaft Dr. Gemmeke GmbH,
mit Hauptsitz in der niedersächsischen Landeshauptstadt Hannover,
eröffnete Anfang März eine Zweigniederlassung in Greußen.

Die Dr. Gemmeke GmbH verfügt über anspruchsvolle Mandanten im
land- und forstwirtschaftlichen sowie im gewerblichen Bereich und hat
nun insgesamt drei weitere Niederlassungen in Niedersachsen, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen.

Mit rund 90 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, davon 15 Steuerberater,
werden bundesweit Unternehmen unterschiedlichster Rechtsformen ver-
schiedenster Wirtschaftszweige und Privatpersonen betreut, wobei der
jeweilige Erfolg der Unternehmen immer das Ziel der Gesellschaft ist.
Kompetenz und ein breit gefächertes Leistungsangebot bilden für die-
sen Erfolg die Basis.

Neben dem unabdingbaren steuerlichen Wissen sind zunehmend de-
taillierte Branchenkenntnisse notwendige Bausteine einer praxisnahen
steuerlichen als auch betriebswirtschaftlichen Beratung, weshalb die
Berater der Dr. Gemmeke GmbH auch über besondere Kenntnisse auf
dem Gebiet der Land- und Forstwirtschaft verfügen.

Zu den Tätigkeitsbereichen gehören neben der Erstellung von Buch-
führungen, Jahresabschlüssen und Steuererklärung insbesondere die
Unterstützung bei Gesellschaftsgründungen, Gesellschaftsauseinander-
setzungen, Übertragungen von Vermögenswerten und die Begleitung
bei Betriebsprüfungen. Das ständig komplizierter werdende deutsche
Steuerrecht veranlasst die Gesellschaft, ihr Beratungsangebot auf ho-
hem Niveau zu halten und auszuweiten.

Durch die Kooperation mit der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Drang-
meister, Scholz & Collegen GmbH besteht darüber hinaus die Möglich-
keit auch prüfungspflichtige mittelgroße und große Gesellschaften zu
betreuen.

Die neue Zweigniederlassung in Greußen soll schrittweise aufgebaut
werden, um so durch diesen zweiten Standort in den östlichen Bundes-
ländern eine weitere Verbesserung der Betreuung von Mandanten in
dieser Region zu gewährleisten. Selbstverständlich erwartet das Team
in Greußen, geleitet durch den Steuerberater Herrn Thomas Hasen-
bein, auch weiteren Zulauf von neuen Mandaten. Der gebürtige Greu-
ßener verfügt durch sein Ausbildungs- und Tätigkeitsprofil über hervor-
ragende Kenntnisse in allen Bereichen des Steuerrechtes.
Das neue Domizil befindet sich in Büroräumen in der Bahnhofstraße 6
(ehemaliges Postamt) in Greußen.
Herr Hasenbein und sein Team freuen sich auf eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit mit allen bisherigen und zukünftigen Mandanten.

Sonstiges

Einladung
Unter dem Motto „Wechsel für Greußen” führen die
Freien Wähler eine Anlaufberatung zu den diesjäh-
rigen Kommunalwahlen im Sitzungszimmer der
Gaststätte „Zum Prinzen” durch.
Dazu laden wir interessierte Bürgerinnen und Bürger ein.
Die Veranstaltung beginnt am 21.03.09 um 19.30Uhr.

ELEKTRO-BEINEL
Neustadt 2 • 99718 Greußen • Tel. 0 36 36 / 70 34 36

®

ELEKTROINSTALLATIONEN   sowie
AN- UND VERKAUF von Bekleidung für
Damen, Herren und Kinder sowie Baby

Praxisurlaub
vom  23.03.  bis  27.03.2009

Dr. H. S. Peter
FÄ für Kinderheilkunde

Steinweg 11 • Greußen
Vertretung: Kinderärztin Fr. Dr. med. Jahn, Sdh. und Ärzte am Ort

Achtung! - Aushilfe auf 400 Euro Basis gesucht!!
Voraussetzungen:

- netter und freundlicher Umgang mit Kunden
- belastbar, zuverlässig
- selbstständiges Arbeiten
- wenn möglich Erfahrung im Kassieren
- bereit zur Schichtarbeit

Bei Interesse wenden Sie sich bitte an Frau Keilhau
(Stationsleitung) oder an unser Personal.
            Das Shell Team Greußen 03636/ 703438

IHK  Industrie- und Handelskammer Erfurt

Beratersprechtag
„NUN - Netzwerk Unternehmensnachfolge

Nordthüringen“
Für alle, die sich mit dem Gedanken befassen, ihr Unternehmen an
einen Nachfolger übergeben zu wollen, bzw. für alle, die als Nach-
folger ein bestehendes Unternehmen übernehmen möchten, bietet
das "NUN - Netzwerk Unternehmensnachfolge Nordthüringen" auch
2009 wieder Beratersprechtage an. In diesem Jahr verstärken Ver-
treter der Kreishandwerkerschaften Nordthüringen bzw. Kyffhäuser
- Unstrut-Hainich das bereits bewährte Team von Vertretern der
Banken, Sparkassen und Steuerberaterkanzlei. Am 30. April 2009
stehen in der Zeit von 15:00 bis 18:00 Uhr Herr Lambrecht von
der Steuerberater- und Rechtsanwaltskanzlei Lambrecht & Marx
sowie Frau Hausmann von der Kreissparkasse Eichsfeld im Regi-
onalen Service-Center Nordhausen der IHK Erfurt, Wallrothstraße
4, 99734 Nordhausen, als kompetente Ansprechpartner zur Verfü-
gung.
Ist dieses Thema von Interesse für Sie? Dann melden Sie sich bitte
zwecks vorheriger Terminabsprache unter Tel. 03631 908210 im
Regionalen Service-Center Nordhausen der IHK Erfurt.

Udo Rockmann/ Leiter Regionales Service-Center
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die uns zu unserer

mit Glückwünschen, Blumen, Geschenken und Über-
raschungen erfreuten.
Ein besonderes Dankeschön geht an unsere Kinder,
Schwiegerkinder, Enkel und Urenkel.
Unseren Verwandten, Freunden, Bekannten, Nachbarn,
den Stammtischbrüdern, den Ottenhäuser Blasmusikan-
ten und den kleinen Tänzern vom Thüringer Folklore
Ensemble vielen Dank für alles.
Herzlich bedanken möchten wir uns auch beim Bürger-
meister Herrn Steinmetz und beim Pfarrer Herrn Albrecht.
Unser Dank gilt ebenso dem Team vom Greußner Kultur-
haus und dem Partyservice Finke.

Erwin und Margarete Wittwer
Greußen im Februar 2009

Für die zahlreichen Glückwünsche,
Blumen und Geschenke anläßlich

                 meines

80. Geburtstages
möchte ich mich bei meinen Kindern, Enkeln
und Urenkeln, Verwandten, Bekannten, Nach-
barn und Freunden recht herzlich bedanken.

Ein besonderes Dankeschön meinen Töchtern
und Schwiegersöhnen für die große Unterstützung

bei der Ausgestaltung der Feier.
Ebenfalls herzlichen Dank an Ariane und Linda-Sophie
für ihre Darbietungen. Dank auch dem Rat der Stadt,
der Kirchgemeinde Greußen
sowie dem Party-Service Finke
für das tolle Buffet.

Alice Kuhnhold
Greußen, im Februar 2009

2 Käfige für Zwergkaninchen
(groß u. klein) für 20,-€ bzw.
10,-€ zu verkaufen.
Tel.: 036374/ 21702

Achtung
Single oder Rentnerpaar!
Gemütliche 2 Zimmer-Woh-
nung, Küche und Bad, zusätz-
lich zur Gasheizung romanti-
scher Kaminofen, separater
Hauseingang, evtl. mit Garten-
nutzung u. PKW-Stellplatz in
Großenehrich preiswert ab Mai
zu vermieten.
Tel.: 03636/ 703673
oder 0162 2864670

Greußen Bahnhofstraße 13a
Tel.: 03636/ 77 84 33

Nachhilfebüro

Info: Montag bis Donnerstag 15.00 Uhr bis 17.30 Uhr

Neu – Zehnerkarte ohne
Vertragsbindung!

RADFAHREN, KLIMA RETTEN UND

TOLLE PREISE GEWINNEN!

JETZT ANMELDEN UNTER WWW.KLIMA-TOUR.DE
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D a n k e
Ganz still und leise, ohne ein Wort,
gingst du von deinen Lieben fort,
du hast ein gutes Herz besessen,
nun ruht es still, doch unvergessen.
Es ist so schwer, es zu versteh´n,
dass wir dich niemals wiedersehen.

Willi Busch
*15.03.1936   †15.02.2009

Von einem geliebten Menschen Abschied zu nehmen ist
schwer, doch es ist tröstend zu erfahren, wie viel Liebe,
Achtung und Wertschätzung meinem lieben Mann unse-
rem guten Vater, Schwiegervater, Opa, Uropa, Onkel und
Schwager entgegengebracht wurde.
Es hat uns tief bewegt, dass so viele Trauergäste in der
Abschiedsstunde bei uns waren.
Nur auf diesem Wege ist es uns möglich, der gesamten
Familie, Freunden, Nachbarn, Bekannten, Feuerwehr und
seinen Anglerfreunden zu danken, die uns ihr tiefes Mit-
gefühl durch eine liebevolle Umarmung, stillen Hände-
druck, von Herzen geschriebene Worte, Kranz, Blumen und
Geldspenden entgegenbrachten.
Ein besonderer Dank gilt der Hausärztin Frau Dr. Hagen,
für die langjährige Betreuung. Herrn Schleenvoigt für die
einfühlsamen Worte in der Stunde des Abschieds, dem
Bestattungshaus Weichert für die würdevolle Unterstützung
und Ausrichtung der Trauerfeier sowie der Gaststätte
„Zum Dorfkrug” für die nette Bewirtung der Trauergäste.

Wir sind alle sehr stolz und dankbar für die Jahre voller
Liebe, Zuneigung und Harmonie, die wir mit ihm verbrin-
gen durften.

In Liebe und unvergessen
Frau Anita Busch geb. Fürstenberg
und Kinder mit Familien
im Namen aller Angehörigen

Grüningen, Greußen und Guthmannshausen
im Februar 2009

                 Unaufhaltsam, still und leise
              mehrten sich die Jahreskreise.
     Plötzlich macht im Gang der Zeit
      eine runde Zahl sich breit!
     Du gingst durch Höhen und durch
Tiefen, warst immer da, wenn wir Dich
riefen. – Für Deine Müh' in allen Jahren
möchten wir Dir heute Danke sagen.

     Alles Gute und beste
                Gesundheit zum

wünschen Dir Dein Ehemann Hans-Jochen
Deine Kinder Andreas, Sabine,

und Tino mit Familien

Clingen, den 18.03.09

                50 Jahre voll Freude und Leid,
             50 Jahre miteinander Seit an Seit,
            50 Jahre zusammen gelebt,
         50 Jahre nach Gutem gestrebt,
       50 Jahre gelacht und geweint,
    50 Jahre lang vereint,
 50 Jahre voller Leidenschaft
50 Jahre in Liebe verbracht.

Es gratulieren euch
eure beiden Söhne
Michael und Frank,
Elke und Beate,
sowie eure Enkel Nicole,
Patrick und Tim Greußen, 28.03.2009

MichaelHaustechnik Jung
GmbH & Co.KGGartenstrasse 1

99634  Schilfa
Tel.: 036376/ 5 80 27
Fax: 036376/ 5 38 55
Funk: 0173/ 5 61 66 61

Beratung - Planung - Ausführung
24-Stundenservice

•Wartungsarbeiten von Öl- und Gasanlagen
•Einbau von Heizungs- und Sanitäranlagen
•Badmodernisierung inkl. Fliesenarbeiten
•Einbau von Solaranlagen u. Wärmepumpen
•Klempnerservice
•Anlagenbau
•Schweißarbeiten

Haustechnik JungHaustechnik Jung

Schwimmbadbau
  und Teichanlagen

komplett aus einer Hand !
mit den entsprechenden Vor- und Folgeleistungen

wie Tiefbauarbeiten und Wegebau

Ihr Handwerksbetrieb: Firma Mario Wiese
Straße der Jugend 44 - 99634 Straußfurt
Tel.: 036376/ 50769  Mobil: 0170 3861968   Fax:036376/ 58066
E-Mail: CM.Wiese@t-online.de   www.wiese-sanitär-solar-schwimmbad.de

Kartenvorverkauf  für
ENGERLING
erfolgreich angelaufen
Sondershausen (Jazz-Club
Sondershausen e.V.)
Als Highlight des Sondershäuser Jazzfrühling gibt es in diesem Jahr
am Samstag dem 28. März altbewährten Deutschrock-Blues mit
„Engerling” auf die Ohren. Der Jazz-Club holt die bekannte Band
mit ihrer „33 Jahre Engerling Jubiläumstour” ins Achteckhaus der
Musikstadt. Der Kartenvorverkauf ist bereits erfolgreich angelau-
fen. Karten gibt es in den Geschäftsstellen der TA, den Stadt-
informationen Sondershausen und Bad Frankenhausen, den be-
kannten Vorverkaufsstellen des Jazz-Club Sondershausen e.V. und
vielleicht auch noch an der Abendkasse. Alle Informationen finden
Sie im Internet unter www.iazzclub-sondershausen.de

Roberto Auer/Vorsitzender



Getränkefachmarkt
Angebote vom 19.03. - 01.04.2009

Wir suchen Partner, die einen Getränke-Shop
in eigener Regie führen wollen.

Informieren Sie sich: Tel. (0 66 70) 717
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www.team-getraenke.de

Getränkemarkt
Aldi Markt • GreußenAldi Markt • GreußenAldi Markt • GreußenAldi Markt • GreußenAldi Markt • Greußen

Nordhäuser Str. 77

Altenmünster
Maibock
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16 x 0,5
zzgl. € 4,50
Pfand

€ 1,37/l

Gratis CouponGratis Coupon
Eine Flasche Schöfferhofer Kaktusfeige, 0,33l,

erhalten Sie vom 19.03.- 28.03.2009
gegen Vorlage dieser Anzeige
in unseren Getränkemärkten.

Sie zahlen nur den Pfandbetrag.

€10,99

20 x 0,5
zzgl. € 3,10
Pfand

€ 1,20/l

 €11,99

20 x 0,5
zzgl. € 3,10
Pfand

€ 1,00/l

Hasseröder

€ 9,99 € 4,99
12 x 1,00
zzgl. € 3,30
Pfand

€ 0,42/l

Rhön Sprudel

             Classic + Medium

Bitburger

20 x 0,5
zzgl. € 3,10
Pfand

€ 1,25/l

 €12,49

Becks Pils

 €11,49

Leikeim
Premium

20 x 0,5
zzgl. € 4,50
Pfand

€ 1,15/l

20 x 0,5
zzgl. € 3,10
Pfand

€ 0,80/l

 € 7,99

Braugold
Spezial

€ 6,99

Warburger

   Aktiv Schorle

12 x 1,00
zzgl. € 4,50
Pfand

€ 0,58/l
€ 0,99

Pink Fresh

0,75
zzgl. € 0,25
Pfand

€ 1,32/l

Beratungsstelle:

Kostenloses Info-Tel.: 08 00-1 81 76 16
E-Mail: info@vlh.de, www.vlh.de

Schulstraße 23
99718 Grüningen

Tel.: 03636/ 700307 und 0179 1175571
Ansprechpartner Cornelia Elsner

Reihenhaus in Clingen/
Greußen zu verkaufen!
Scheune, Werkstatt, Garage,
Nebengelass, Garten mit Terras-
se und Teich, GS ca. 528m2,
Wfl. ca 126m2, KP nur 68.000 €
zzgl. MC, v4-immobilien,
Tel.: 03643-41 56 54 oder unter
www.immowelt.de
Online-ID: 2CGM43S

Verkaufshalle in Greußen
gute Lage, ca. 1000 m2+ Park-
plätze günstig zu vermieten.
Tel.: 0 36 36 / 70 04 38

Betreutes Wohnen –
Im Moment steht eine 38m2

große Wohnung in Greußen,
Herrenstraße 18, bestehend
aus Wohn-/Schlafzimmer, Kü-
che, Flur und Bad zur baldigen
Vermietung frei.
Die Wohnung ist im 1. Ober-
geschoss, behindertengerecht
und mit Fahrstuhl zu erreichen.
Für weitere Auskünfte stehen
wir Ihnen gern unter Tel.Nr.
03636/7786211 zur Verfügung

Zu meinem 15jährigen Jubiläum

(auch auf bereits reduzierte Ware)
vom 23. bis 28. März 2009

Inhaber: Matthias Drückler

 – Ihr Partner für Gestaltung, Satz und Druck!


